
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Gutachterliche Stellungnahme 

 

 
 

Verband Deutscher Bürgschaftsbanken e. V. 
(VDB) 

Berlin 

  

elektronische Kopie

Einhaltung der weiteren Voraussetzungen für die
Kreditrisikominderung gemäß CRR bei den Bürgschaf-
ten der Bürgschaftsbanken in Deutschland

13. Dezember 2018

32137
Rechteck

32137
Textfeld

 Bei dieser elektronischen Kopie wurde vom Abdruck der Anlagen 18a bis 33b für Zwecke dieser Kopie abgesehen (vgl. Seite 107)



elektronische Kopie



Verband Deutscher Bürgschaftsbanken e. V. (VDB), Berlin

Gutachterliche Stellungnahme zur Einhaltung der weiteren Voraussetzungen für die Kre-
ditrisikominderung gemäß CRR bei den Bürgschaften der Bürgschaftsbanken in Deutsch-
land (Stand: 13. Dezember 2018)

Gliederung

I. Sachverhalt 1

II. Zweck der gutachterlichen Stellungnahme 2

III. Rechtsgrundlagen 2

IV. Zur Verfügung stehende Unterlagen 3

1. Bürgschaftserklärungen 3

2. Allgemeine Bürgschaftsbedingungen 4

3. Rückbürgschaftserklärungen nebst Nachträgen von Bund und Land 4

4. Schreiben der BaFin und Auslegungsschreiben des BMWi 6

V. Gutachterliche Stellungnahme zur Einhaltung der Anforderungen der CRR durch die
Erstbürgschaften 6

1. Vorgehensweise 6

2. Allgemeine Grundsätze für die Anerkennung von Kreditrisikominderungstechniken 7

a) Anwendbarkeit der Kreditrisikominderungstechniken gemäß Art. 108 CRR 7
b) Grundsätze für die Anerkennung von Kreditrisikominderungstechniken

gemäß Art. 193 CRR 7
c) Grundsätze für die Anerkennungsfähigkeit von Kreditrisikominderungs-

techniken gemäß Art. 194 CRR 9

3. Anerkennung von Bürgschaften als Absicherung ohne Sicherungsleistung 9

a) Allgemeine Anforderungen an die Sicherheitensteller (Art. 201 f. CRR) 10
b) Garantien als Kreditrisikominderungstechnik (Art. 203 CRR) 10

4. Erfüllung der Anforderungen des Art. 213 CRR 10

a) Unmittelbare Absicherung (Art. 213 Abs. 1 lit. a) CRR) 10
b) Eindeutig festgelegter und unstrittiger Umfang (Art. 213 Abs. 1 lit. b) CRR) 11
c) Keine schädlichen Klauseln im Sinne des Art. 213 Abs. 1 lit. c) CRR 12

ca) Einseitiges Kündigungsrecht (Art. 213 Abs. 1 lit. c) Ziff. i) CRR) 12
cb) Erhöhung der tatsächlichen Kosten der Absicherung (Art. 213 Abs. 1

lit. c) Ziff. ii) CRR) 13
cc) Zeitnahe Leistungspflicht (Art. 213 Abs. 1 lit. c) Ziff. iii) CRR) 13
cd) Einseitige Verkürzung der Restlaufzeiten der Absicherung (Art. 213

Abs. 1 lit. c) Ziff. iv) CRR) 16
ce) Ergebnis 16

elektronische Kopie



- II -

Gliederung

d) Rechtswirksamkeit und Durchsetzbarkeit der Verträge (Art. 213 Abs. 1 lit. d),
Abs. 3 CRR) 16

e) Anforderungen nach Art. 213 Abs. 2 CRR 17
f) Ergebnis 18

5. Erfüllung der Anforderungen des Art. 215 CRR 18

a) Zeitnahe Zahlung gemäß Art. 215 Abs. 1 lit. a) i. V. m. Abs. 2 CRR 18
b) Ausdrücklich dokumentierte Verpflichtung (Art. 215 Abs. 1 lit. b) CRR 19
c) Sicherung erstreckt sich auf alle Arten von Zahlungen oder Herabsetzung

der anerkannten Garantie (Art. 215 Abs. 1 lit. c) Ziff. i) und ii) CRR) 20
d) Ergebnis 20

6. Erfüllung der Anforderungen des Art. 214 CRR 21

a) Vorbemerkung 21
b) Die Rückbürgschaft deckt sämtliche Kreditrisiken der Forderung ab (Art. 214

Abs. 1 lit. a) CRR) 21
c) Erfüllung der Anforderungen der Art. 213 und Art. 215 Abs. 1 CRR sowohl

durch Erstgarantie als auch durch Rückbürgschaft (Art. 214 Abs. 1 lit. b) CRR) 22
d) Solide Absicherung und Werthaltigkeit der Rückbürgschaft (Art. 214 Abs. 1

lit. c) CRR) 22
e) Ergebnis 22

VI. Gutachterliche Stellungnahme zur Einhaltung der Anforderungen der CRR durch die
Rückbürgschaften 22

1. Vorgehensweise 22

2. Erfüllung der Anforderungen des Art. 213 CRR 23

a) Unmittelbare Absicherung (Art. 213 Abs. 1 lit. a) CRR) 23
b) Eindeutig festgelegter und unstrittiger Umfang (Art. 213 Abs. 1 lit. b) CRR) 23
c) Keine schädlichen Klauseln im Sinne des Art. 213 Abs. 1 lit. c) CRR 23

ca) Einseitiges Kündigungsrecht (Art. 213 Abs. 1 lit. c) Ziff. i) CRR 24
cb) Erhöhung der tatsächlichen Kosten der Absicherung (Art. 213 Abs. 1

lit. c) Ziff. ii) CRR) 24
cc) Zeitnahe Leistungspflicht (Art. 213 Abs. 1 lit. c) Ziff. iii) CRR) 24
cd) Einseitige Verkürzung der Restlaufzeiten der Absicherung (Art. 213

Abs. 1 lit. c) Ziff. iv) CRR) 24
ce) Ergebnis 24

d) Rechtswirksamkeit und Durchsetzbarkeit der Verträge (Art. 213 Abs. 1
lit. d), Abs. 3 CRR) 25

e) Risikomanagement (Art. 213 Abs. 2 CRR) 26
f) Ergebnis 26

elektronische Kopie



- III -

Gliederung

3. Erfüllung der Anforderungen des Art. 215 CRR 26

a) Zeitnahe Zahlung gemäß Art. 215 Abs. 1 lit. a) i. V. m. Abs. 2 CRR 26
aa) Allgemeine Anforderungen 26
ab) Erfüllung der Anforderungen durch die Nachträge zu den

Rückbürgschaftserklärungen 2013 28
ac) Rückwirkende Anwendung des Anspruchs auf zeitnahe Abschlagzahlung

aus den Rückbürgschaftserklärungen 2018 28
ad) Ergebnis 29

b) Ausdrücklich dokumentierte Verpflichtung (Art. 215 Abs. 1 lit. b) CRR) 29
c) Sicherung erstreckt sich auf alle Arten von Zahlungen oder Herabsetzung

der anerkannten Garantie (Art. 215 Abs. 1 lit. c) Ziff. i) und ii) CRR) 29
d) Ergebnis 29

VII. Risikoverteilung 30

VIII. Zusammenfassung 30

elektronische Kopie





- 1 -

I. Sachverhalt

Die Bürgschaftsbanken in Deutschland (Bürgschaftsbanken) gewähren Kreditinstituten (Hausban-
ken) Bürgschaften zur Besicherung von Krediten, Förderdarlehen und Avalen im Rahmen der För-
derungskonzeption der Rückbürgen (Bundesrepublik Deutschland und Bundesländer).

Die Bürgschaften der Bürgschaftsbanken decken regelmäßig nicht vollständig das von den Haus-
banken ausgereichte Kreditvolumen ab, sodass bei den Hausbanken ein Eigenrisikoanteil ver-
bleibt. Gleichermaßen umfassen die Rückbürgschaften der Rückbürgen nicht das gesamte Bürg-
schaftsvolumen, sodass auch die Bürgschaftsbanken einen Eigenrisikoanteil tragen. Somit erfolgt
in einer Gesamtbetrachtung eine Teilung der aus der Kreditvergabe resultierenden Adressenaus-
fallrisiken zwischen Hausbank, Bürgschaftsbank und Rückbürgen.

Für Zwecke der Meldungen nach der SolvV a. F. wurden bislang die Eigenmittelanforderungen für
Adressrisiken unter Berücksichtigung der ihnen von den Bürgschaftsbanken eingeräumten Bürg-
schaften als Kreditrisikominderungstechniken1 im Sinne der §§ 154 ff. SolvV a. F. berechnet.

Mit Verabschiedung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 (Capital Requirements Regulation, CRR)
vom 26. Juni 2013 i. d. F. vom 30. November 2013 wurden Teile des KWG und der ihm nachge-
ordneten Rechtsverordnungen (bspw. SolvV, LiqV, GroMiKV) in die CRR überführt, welche seit
dem 1. Januar 2014 unmittelbar von den Hausbanken anzuwenden ist. Die Anforderungen an
berücksichtigungsfähige Kreditrisikominderungstechniken ergeben sich seitdem aus Art. 192 ff.
CRR.

Gemäß Art. 194 Abs. 1 CRR sind Kreditrisikominderungstechniken nur dann berücksichtigungs-
fähig, wenn das zur Besicherung eingesetzte Verfahren zusammen mit den Maßnahmen, Schrit-
ten, Verfahren und Grundsätzen der kreditgebenden Institute eine Besicherung der Adressrisi-
kopositionen gewährleistet und es in allen relevanten Rechtsräumen rechtswirksam und durch-
setzbar ist. Die rechtliche Wirksamkeit und Durchsetzbarkeit der Sicherheiten haben die Institute
anhand eines unabhängigen Rechtsgutachtens zu ermitteln, das auf Antrag auch der zustän-
digen Behörde zur Verfügung gestellt werden muss. Dies betrifft die Sicherungsvereinbarung zwi-
schen dem kreditgebenden Institut und der Bürgschaftsbank.

Daneben sind für Zwecke der Anwendung der Kreditrisikominderungstechnik weitere Voraus-
setzungen gem. Teil 3, Eigenmittelanforderungen, Titel II. Eigenmittelanforderungen für das Kre-
ditrisiko, Kapitel 4 Kreditrisikominderung der CRR, zu beachten, insbesondere die Art 213 bis 215
CRR (weitere Voraussetzungen für die Kreditrisikominderung gemäß CRR).

1 Als Kreditrisikominderung werden Verfahren bezeichnet, die von Instituten eingesetzt werden, um das mit einer oder mehreren
Risikopositionen ihres Bestands verbundene Kreditrisiko herabzusetzen (vgl. Art. 4 Abs. 1 Nr. 57 CRR).
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Der VDB als die gemeinsame Interessenvertretung der rechtlich und wirtschaftlich selbstständigen
Bürgschaftsbanken in Deutschland hat beschlossen, den Hausbanken eine gutachterliche Stel-
lungnahme zur Einhaltung der weiteren Voraussetzungen für die Kreditrisikominderung
gemäß CRR zur Verfügung zu stellen. Zielsetzung ist es, den Hausbanken die Anwendung der
Kreditrisikominderung weitestgehend zu erleichtern.

II. Zweck der gutachterlichen Stellungnahme

Zweck der gutachterlichen Stellungnahme ist die Beurteilung der Einhaltung der weiteren Voraus-
setzungen für die Kreditrisikominderung gemäß Teil 3 Eigenmittelanforderungen, Titel II. Eigen-
mittelanforderungen für das Kreditrisiko, Kapitel 4 Kreditrisikominderung der CRR, insbesondere
die Art 213 bis 215 CRR, im Bürgschaftsgeschäft der Bürgschaftsbanken in Deutschland. Diese
Stellungnahme ist kein Rechtsgutachten i.S.d. Art 194 Abs. 1 Unterabsatz 2 CRR.

III. Rechtsgrundlagen

Grundlage dieser gutachterlichen Stellungnahme sind die CRR sowie die Solvabilitätsverordnung
vom 14. Dezember 2006 i. d. F. vom 19. Dezember 2012 (SolvV a. F.).

Soweit ersichtlich, liegen zum Zeitpunkt dieser gutachterlichen Stellungnahme anerkannte
Auslegungsgrundlagen bzw. Gesetzesmaterialien zu den nachfolgend untersuchten CRR-Vor-
schriften nur in sehr geringem Umfang vor. Es stellt sich somit die Frage, ob bzw. inwieweit auf
Auslegungen und Verwaltungspraktiken hinsichtlich der Kreditrisikominderungstechniken nach
SolvV a. F. zurückgegriffen werden kann. Grundsätzlich kann es nicht unproblematisch sein, Aus-
legungsgrundsätze, die zu nationalem Recht (SolvV a. F.) entwickelt wurden, auf europarechtliche
Verordnungen (CRR) anzuwenden.

Die im Vorfeld der Verabschiedung des CRR/CRD IV-Pakets geführten Diskussionen zu den Ent-
wurfsfassungen deuten jedoch nicht darauf hin, dass mit der Einführung von Basel III auch die
Regelungen zu den Kreditrisikominderungen verschärft werden sollten.2 Darüber hinaus können
bei einem Abgleich des Wortlauts der Vorschriften zu den Kreditrisikominderungstechniken in der
SolvV a. F. und der CRR zwar Wortlautänderungen festgestellt werden, allerdings ist nicht ersicht-
lich, ob damit auch wesentliche materielle Änderungen zu den Vorschriften der SolvV a. F. beab-
sichtigt waren.

2 Vgl. bspw. die zur CRR hinterlegten Dokumente unter http://ec.europa.eu/info/node/6104 (u. a. frequently asked questions, consul-
tations); Basel III-Leitfaden der Deutschen Bundesbank unter http://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Downloads/Veroeffentli-
chungen/Bundesbank/basel3_leitfaden.pdf?blob=publicationFile
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Oftmals scheinen die formalen Änderungen auf sprachliche Anpassungen bzw. auch im Vergleich
zu der SolvV a. F. auf andere Übersetzungen aus dem Englischen zurückzugehen, wie folgendes
Beispiel zeigt:

· Art. 213 Abs. 1 lit. b) CRR („the extent of the credit protection is clearly defined and incontro-
vertible“) wird in der deutschen Fassung übersetzt mit „der Umfang der Absicherung ist ein-
deutig festgelegt und unstrittig“.

· Die Übersetzung des Anhangs VIII Teil 2 Nr. 14 lit. b) der Richtlinie 2006/48/EG („the extent of
the credit protection shall be clearly defined and incontrovertible“) in § 162 Satz 1 Nr. 2 SolvV
a. F. lautet: „Eine Gewährleistung ist berücksichtigungsfähig, wenn ihre Reichweite eindeutig
bestimmt und unveränderbar ist“).

Des Weiteren hat die BaFin in ihrem Rundschreiben 5/2014 (BA) ausgeführt, dass zwar alle in-
haltlich auf der SolvV a. F. basierenden Erläuterungen, Rundschreiben, Merkblätter und Schreiben
grundsätzlich nicht mehr anwendbar seien. Einmal getroffene Aussagen der BaFin würden jedoch
weiterhin die Verwaltungspraxis bestimmen, soweit diese nicht der mit Anwendbarkeit der CRR
geltenden Rechtslage widersprechen und solange ihnen keine anders lautenden Entscheidungen
entgegenstehen.

Somit ist es vor diesem Hintergrund vertretbar, zur Auslegung der CRR-Vorschriften zu den Kre-
ditrisikominderungstechniken nicht nur auf die Verwaltungspraktiken, sondern auch auf die Kom-
mentierung der SolvV a. F. zurückzugreifen. Dies gilt insbesondere in den Fällen, in denen die
Kommentarliteratur zu den CRR ausdrücklich auf die Kommentierung der alten Rechtsvorschriften
verweist. Ein entsprechender Verweis wird im Rahmen dieser gutachterlichen Stellungnahme ent-
sprechend gekennzeichnet.

Darüber hinaus wird darauf hingewiesen, dass ein solcher Rückgriff bedeutungslos wird,
sobald konkrete Vorgaben der Gesetzgeber (Europäische Kommission, Rat der Europäischen
Union, Europäisches Parlament, Deutscher Bundestag) oder der Aufsichtsbehörden (Europäische
Bankenaufsichtsbehörde, Deutsche Bundesbank, BaFin) vorliegen.

IV. Zur Verfügung stehende Unterlagen

1. Bürgschaftserklärungen

Bürgschaftserklärung

Bürgschaftsbank Formular-Bezeichnung Anlage

Bürgschaftsbank Baden-Württemberg Bürgschaftsurkunde 1

Bürgschaftsbank Bayern GmbH Bürgschaftsurkunde 2
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Bürgschaftserklärung

Bürgschaftsbank Formular-Bezeichnung Anlage

BBB Bürgschaftsbank zu Berlin-Brandenburg

GmbH

Bürgschaftsurkunde 3

Bürgschaftsbank Brandenburg GmbH Bürgschaftsurkunde 4

Bürgschaftsbank Bremen GmbH Bürgschaftserklärung 5

BG BürgschaftsGemeinschaft Hamburg

GmbH

Bürgschaftsurkunde 6

Bürgschaftsbank Hessen GmbH Bürgschaft 7

Bürgschaftsbank Mecklenburg-Vorpommern

GmbH

Bürgschaftsurkunde 8

Niedersächsische Bürgschaftsbank (NBB)

GmbH

Bürgschaftserklärung 9

Bürgschaftsbank NRW GmbH Bürgschaftserklärung 10

Bürgschaftsbank Rheinland-Pfalz GmbH Bürgschaftserklärung 11

Bürgschaftsbank Saarland GmbH Bürgschaftserklärung 12

Bürgschaftsbank Sachsen GmbH Bürgschaftsurkunde 13

Bürgschaftsbank Sachsen-Anhalt GmbH Bürgschaftserklärung 14

Bürgschaftsbank Schleswig-Holstein GmbH Bürgschaftsurkunde 15

Bürgschaftsbank Thüringen GmbH Bürgschaftsurkunde 16

2. Allgemeine Bürgschaftsbedingungen

Als Basis dieser Beurteilung dienen zum einen die Allgemeinen Bürgschaftsbedingungen der
Bürgschaftsbanken, die zum 1. Juli 2017 bundesweit eingeführt wurden (ABB 2017 - verabschie-
det 10. November 2016, als Anlage 17).

3. Rückbürgschaftserklärungen nebst Nachträgen von Bund und Land

Die Rückbürgschaftserklärungen betreffen die Ausfallbürgschaften der Bürgschaftsbanken, die
vom 1. Januar 2013 bis zum 31. Dezember 2017 (im Folgenden „Rückbürgschaftserklärungen
2013“) sowie vom 1. Januar 2018 bis zum 31. Dezember 2022 (im Folgenden „Rückbürgschafts-
erklärungen 2018“) übernommen wurden bzw. werden. Von diesen Zeiträumen umfasst sind die
Rückbürgschaftserklärungen des Landes Nordrhein-Westfalen, welches die Rückbürgschaften für
das jeweilige Haushaltsjahr gewährt.
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Rückbürgschaftserklärung

Bundesland/

Bund

Formular-Bezeichnung Anlage

Baden-Württemberg Rückbürgschaftserklärung 18 a

Bund Rückbürgschaftserklärung 18 b

Bayern Rückbürgschaftserklärung 19 a

Bund Rückbürgschaftserklärung 19 b

Berlin-Brandenburg  Rückbürgschaftserklärung 20 a

Bund Rückbürgschaftserklärung 20 b

Brandenburg Rückbürgschaftserklärung 21 a

Bund Rückbürgschaftserklärung 21 b

Bremen Rückbürgschaftserklärung 22 a

Bund Rückbürgschaftserklärung 22 b

Hamburg Rückbürgschaftserklärung 23 a

Bund Rückbürgschaftserklärung 23 b

Hessen Rückbürgschaftserklärung 24 a

Bund Rückbürgschaftserklärung 24 b

Mecklenburg-

Vorpommern

Rückbürgschaftserklärung 25 a

Bund Rückbürgschaftserklärung 25 b

Niedersachsen Rückbürgschaftserklärung 26 a

Bund Rückbürgschaftserklärung 26 b

NRW Rückbürgschaftserklärung 27 a

Bund Rückbürgschaftserklärung 27 b

Rheinland-Pfalz Rückbürgschaftserklärung 28 a

Bund Rückbürgschaftserklärung 28 b

Saarland Rückbürgschaftserklärung 29 a

Bund Rückbürgschaftserklärung 29 b

Sachsen Rückbürgschaftserklärung 30 a

Bund Rückbürgschaftserklärung 30 b

Sachsen-Anhalt Rückbürgschaftserklärung 31 a

Bund Rückbürgschaftserklärung 31 b

elektronische Kopie



- 6 -

Rückbürgschaftserklärung

Bundesland/

Bund

Formular-Bezeichnung Anlage

Schleswig-Holstein Rückbürgschaftserklärung 32 a

Bund Rückbürgschaftserklärung 32 b

Thüringen Rückbürgschaftserklärung 33 a

Bund Rückbürgschaftserklärung 33 b

4. Schreiben der BaFin und Auslegungsschreiben des BMWi

Daneben wurden uns Schreiben der BaFin bezüglich der Beantwortung von Fragen zur Nullge-
wichtung von Rückbürgenanteilen vom 18. Dezember 2015 (Anlage 34) sowie zur Anwendung
der CRR auf die Bürgschaftsbanken vom 15. August 2016 (Anlage 35) sowie ein Auslegungs-
schreiben des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie (BMWi) vom 28. Januar 2015 (An-
lage 36) überlassen.

V. Gutachterliche Stellungnahme zur Einhaltung der Anforderungen der CRR durch die
Erstbürgschaften

1. Vorgehensweise

Die Regelungen zu den Kreditrisikominderungstechniken sind abschließend in den Art. 192 ff.
CRR geregelt.

Es wird darauf hingewiesen, dass im Rahmen dieser gutachterlichen Stellungnahme nicht auf die
besonderen Anforderungen des IRB-Ansatzes gemäß Art. 142 ff. CRR an Kreditrisikominde-
rungstechniken eingegangen wird. Gegenstand der gutachterlichen Stellungnahme sind aus-
schließlich die Anforderungen des Standardansatzes nach Art. 111 ff. CRR.

Des Weiteren wird aus Gründen der Praktikabilität im Rahmen dieser gutachterlichen Stellung-
nahme nicht jedes Problemfeld ausführlich beleuchtet, sondern es erfolgt eine Konzentration auf
die aus Sicht des VDB wesentlichsten Sachverhalte. Somit können sich weitere Untersuchungen
von Seiten der Hausbank als notwendig erweisen. Bereits geringe Abweichungen von darge-
stellten Sachverhalten oder Annahmen, die dieser gutachterlichen Stellungnahme zugrunde lie-
gen, können zu einer abweichenden Würdigung führen.
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Um als Kreditrisikominderungstechnik im Sinne der CRR Anerkennung zu finden, haben die von
den Bürgschaftsbanken ausgereichten Bürgschaften insbesondere den Anforderungen der
Art. 213 und 215 CRR zu entsprechen.

Des Weiteren eröffnet Art. 214 CRR den Hausbanken die Möglichkeit, das Risikogewicht der
besicherten Position nicht durch das Risikogewicht der Bürgschaftsbanken, sondern durch das der
Rückbürgen zu substituieren. Dazu haben die Rückbürgschaften ebenfalls den Anforderungen der
Art. 213 und 215 CRR zu entsprechen. Dies wird gesondert in Abschnitt VI. dieser gutachterlichen
Stellungnahme geprüft.

Nachfolgend wird auf die einzelnen relevanten Anforderungen näher eingegangen.

2. Allgemeine Grundsätze für die Anerkennung von Kreditrisikominderungstechniken

a) Anwendbarkeit der Kreditrisikominderungstechniken gemäß Art. 108 CRR

Soweit die Hausbanken zur Ermittlung des Kreditrisikos den Standardansatz nach Art. 111 ff.
CRR verwenden, sind für sie gemäß Art. 108 Abs. 1 CRR die in Art. 192 ff. CRR dargestellten
Kreditrisikominderungstechniken grundsätzlich anwendbar.

b) Grundsätze für die Anerkennung von Kreditrisikominderungstechniken gemäß
Art. 193 CRR

Die von den Bürgschaftsbanken ausgereichten Bürgschaften haben folgenden Grundsätzen für
die Anerkennung der Wirkung von Kreditrisikominderungstechniken gemäß Art. 193 CRR zu ent-
sprechen:

· Bei den Bürgschaftsbanken handelt es sich um Finanzinstitute gemäß Art. 4 Abs. 1 Nr. 26 CRR,
da sie keine Kreditinstitute i. S. d. Art. 4 Abs. 1 Nr. 1 CRR sind und ihre Haupttätigkeit darin
besteht, Bürgschaften und Kreditzusagen gemäß Anhang I Nr. 6 der Richtlinie 2013/36/EU aus-
zureichen. Risikopositionen gegenüber ihnen werden gemäß Art. 119 Abs. 5 CRR wie Risi-
kopositionen gegenüber Instituten behandelt, da die Bürgschaftsbanken von den zuständigen
Behörden zugelassen wurden und beaufsichtigt werden und hinsichtlich der Robustheit ver-
gleichbaren Aufsichtsvorschriften unterliegen wie Institute.3 Das Risikogewicht der Bürg-
schaftsbanken wird folglich gemäß Art. 121 i. V. m. Art. 119 CRR ermittelt.

3 Vgl. Schreiben der BaFin vom 15. August 2016.
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Aufgrund des Ratings der Bundesrepublik Deutschland4 wird den Bürgschaftsbanken regelmäßig
ein Risikogewicht von 20 % zugewiesen. Dieses ist in jedem Fall nicht schlechter, als das von
Unternehmen oder von Risikopositionen aus dem Mengengeschäft (vgl. Art. 122 f. CRR), welche
regelmäßig die klassische Kundschaft der Hausbanken darstellen. Insofern sind die Anforderungen
des Art. 193 Abs. 1 CRR erfüllt.

· Soweit die Hausbanken den Kreditrisikostandardansatz verwenden und die Bürgschaften nicht
bei der ursprünglichen Berechnung des risikogewichteten Positionsbetrags berücksichtigen, ist
Art. 193 Abs. 2 CRR für den betrachteten Sachverhalt nicht einschlägig.

· Die Bestimmungen der Art. 195 ff. und 205 ff. CRR werden, wie im Folgenden gezeigt, erfüllt
(Art. 193 Abs. 3 CRR).

· Art. 193 Abs. 4 CRR ist für den betrachteten Fall nicht anwendbar.
· Die von den Bürgschaftsbanken verbürgten Kredite sind regelmäßig durch Bund und Länder

teilweise rückverbürgt (vgl. auch Abschnitt V.6.). Die durch die Hausbanken ausgereichten Kre-
dite sind somit gemäß Art. 193 Abs. 5 CRR in folgende drei Einzelteile zu unterteilen:5

o den unverbürgten Teil

o den Teil, der durch Bürgschaften der Bürgschaftsbanken besichert ist sowie

o den durch Bürgschaften der Bürgschaftsbanken und der Rückbürgen besicherten Teil.
Dem rückverbürgten Teil kann dabei ein privilegiertes Risikogewicht von Null zugeordnet
werden.

Für jedes Einzelteil ist der risikogewichtete Positionsbetrag separat zu berechnen. Dies liegt im
Verantwortungsbereich der Hausbanken.

· Die Laufzeiten der ausgereichten Bürgschaften entsprechen auskunftsgemäß regelmäßig den
Laufzeiten der verbürgten Kredite. Es erfolgt somit keine Spaltung der Kreditrisikominderungs-
technik. Die Vorgaben des Art. 193 Abs. 6 CRR werden somit eingehalten.

Insgesamt sind die Anforderungen des Art. 193 CRR erfüllt, soweit die aufgeführten Annahmen
für die jeweilige Hausbank einschlägig sind und die Hausbanken den ihnen obliegenden Verant-
wortungen nachkommen.

4 Vgl. bspw. http://www.tagesschau.de/wirtschaft/ratings102.html, Stand: 11. April 2018; Abruf am 8. Juni 2018. Daher wird die
Bonität der Bundesrepublik Deutschland von den bekannten Rating-Agenturen Moody's, Fitch sowie Standard & Poor's regelmäßig
mit der Bestnote "Triple A" (AAA bzw. Aaa) beurteilt.

5 Vgl. im Folgenden auch Schreiben der BaFin vom 15. Dezember 2015.
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c) Grundsätze für die Anerkennungsfähigkeit von Kreditrisikominderungstechniken ge-
mäß Art. 194 CRR

Die Anerkennungsfähigkeit von Kreditrisikominderungstechniken gemäß Art. 194 CRR ist von fol-
genden Voraussetzungen abhängig:

· Rechtliche Wirksamkeit und Durchsetzbarkeit der Besicherung in allen relevanten Rechtsräu-
men (Abs. 1, 2 und 6, vgl. Abschnitt V.4.d)).

· Die Sicherungsgeber sind anerkennungsfähig gemäß Art. 201 f. CRR (Abs. 5 und 6, vgl. Ab-
schnitt V.3.a)).

· Die Kreditrisikominderungstechnik ist eine anerkennungsfähige Sicherungsvereinbarung
gemäß Art. 203 f. CRR (Abs. 6, vgl. Abschnitt V.3.b)).

· Die Kreditabsicherung erfüllt gegebenenfalls die Anforderungen des Abschnitts 3 bzw. der Art.
205 ff. CRR (Abs. 7, vgl. Abschnitte V.4. ff.)

· Angemessenes Risikomanagement zur Kontrolle der aus dem Einsatz von Kreditrisikominde-
rungstechniken erwachsenen Risiken (Abs. 8). Die Kreditrisikominderungstechnik betrifft die
Anrechnung der Bürgschaften der Bürgschaftsbanken auf das Kreditgeschäft durch die Haus-
banken. Sowohl aus den Anforderungen der Bürgschaften als auch aus deren praktischen Ab-
wicklung sowie bei deren Inanspruchnahme erwachsen keine besonderen Risiken, die beson-
dere Anforderungen an das Risikomanagement stellen, zumal diese Prozesse zum Kerngeschäft
der Hausbanken gehören sollten. Im Rahmen dieser gutachterlichen Stellungnahme wird davon
ausgegangen, dass sowohl das Kreditgeschäft als auch die zur dessen Sicherung abgeschlos-
senen Bürgschaftsvereinbarungen mit den Bürgschaftsbanken angemessen in den Risikomana-
gementsystemen der Hausbanken berücksichtigt sind. Es wird darauf hingewiesen, dass die
Einrichtung eines angemessenen Risikomanagements in der Verantwortung der Hausbanken
liegt.

· Fortlaufende und umfassende Bewertung der Risikopositionen (Abs. 9). Es wird auf die Aus-
führungen zu Art. 194 Abs. 8 CRR verwiesen. Die fortlaufende und umfassende Bewertung
der Risikopositionen aus dem verbürgten Kreditgeschäft liegt in der Verantwortung der Haus-
banken.

Insgesamt sind die Anforderungen des Art. 194 CRR erfüllt, soweit die Hausbanken die in ihrer
Verantwortung stehenden Verpflichtungen erfüllen.

3. Anerkennung von Bürgschaften als Absicherung ohne Sicherungsleistung

Die Art. 195 bis 200 CRR sind nicht anwendbar, da die Bürgschaften nicht als Absicherung mit
Sicherungsleistung zu qualifizieren sind.
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a) Allgemeine Anforderungen an die Sicherheitensteller (Art. 201 f. CRR)

In Art. 201 CRR sind die als Sicherheitensteller möglichen Parteien abschließend aufgeführt.

Bei den Bürgschaftsbanken handelt es sich um Finanzinstitute gemäß Art. 4 Abs. 1 Nr. 26 CRR;
Risikopositionen gegenüber ihnen werden wie Risikopositionen gegenüber Instituten behandelt
(vgl. Abschnitt V.2.b). Insofern sind die Bürgschaftsbanken gemäß Art. 201 Abs. 1 lit. f) CRR an-
erkennungsfähige Sicherungsgeber.

Art. 202 CRR ist nicht einschlägig, soweit die Hausbanken nicht den IRB-Ansatz gemäß Art. 142
ff. CRR zur Berechnung ihrer risikogewichteten Positionsbeträge gewählt haben.

b) Garantien als Kreditrisikominderungstechnik (Art. 203 CRR)

Der Begriff „Garantie“ ist in der CRR nicht definiert. Gemeinhin werden Garantien, Bürgschaf-
ten, Kreditversicherungen, Schuldbeitritte, Haftungsunterbeteiligungen bzw. -freistellungen
sowie Risikoplatzierungen unter den Garantiebegriff des CRR gefasst6. Insofern sind die Bürg-
schaften zweifelsfrei unter den Garantiebegriff des Art. 203 CRR zu subsumieren. Auf eine wei-
tere Problematisierung wird verzichtet.

4. Erfüllung der Anforderungen des Art. 213 CRR

Nach Art. 213 Abs. 1 lit. a) CRR kann eine Absicherung, die sich aus einer Garantie oder einem
Kreditderivat herleitet, als Absicherung ohne Sicherheitsleistung nur dann i. S. d. CRR anerkannt
werden, wenn folgende vier Bedingungen kumulativ erfüllt sind:

a) Unmittelbare Absicherung (Art. 213 Abs. 1 lit. a) CRR)

Gemäß Art. 213 Abs. 1 lit. a) CRR muss die Absicherung einen „unmittelbaren Anspruch“ ge-
gen den Sicherungsgeber vermitteln. Dies bedeutet nicht, dass entsprechend einer selbstschuld-
nerischen Bürgschaft die vorherige und ggf. die Befriedigung des Sicherungsnehmers zeitlich ver-
zögernde Inanspruchnahme eines Dritten, etwa des Kreditnehmers oder anderer Sicherungsgeber,
im Sinne des Verweises auf Betreibungsmaßnahmen, entfallen kann. Unmittelbar ist die Absiche-
rung vielmehr dann, wenn im unter Nr. 19 Abs.1 lit. a) und b) der einbezogenen ABB statuierten
Sicherungsfall die Bürgschaft einen direkten Anspruch gegen den Sicherungsgeber begründet.
Deutlich wird dies anhand der Verwendung des Begriffes „direkt“ in Art. 214 Abs. 1 lit. b), der
eine ausdrückliche Ausnahme des Unmittelbarkeitserfordernisses für Rückbürgschaften statuiert:
danach werden Forderungen eines Kreditinstitutes im Sinne der CRR als von einer Gebietskörper-
schaft oder einem Zentralstaat abgesichert angesehen, wenn sowohl die Erstgarantie als auch die

6 Achtelik in: Boos/Fischer/Schulte-Mattler, KWG und CRR-VO, 5. Auflage, Band 2, Art. 203 CRR, Rn. 1 ff.; Weber/Seifert/Schmidt in:
Luz u.a., KWG und CRR, 3. Auflage, Band 2, CRR Art. 203, Rn. 1 f.
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Rückbürgschaft die Anforderungen nach Artikel 213 und Artikel 215 an Garantien erfüllen, mit
der Ausnahme, dass die Rückbürgschaft nicht „direkt“ sein muss. Die Tatsache, dass in Art. 214
Abs. 1 lit. b) der Begriff „direkt“, verwendet wird, hingegen Art. 213 Abs. 1 lit. a) den Begriff
„unmittelbar“ gebraucht, wird auf Übersetzungsungenauigkeiten zurückgeführt, die anhand der
englischen Fassung offenbar werden, die in beiden Artikeln von „direct“ spricht; während die
Bürgschaft der Hausbanken zu Bürgschaftsbanken „unmittelbar“ oder „direkt“ ist, ist die von
Bund und Ländern gegenüber der Bürgschaftsbank erklärte Rückverbürgung lediglich mittelbar,
da die Hausbank nicht unmittelbar auf die Rückbürgschaft zugreifen könnte.7

Auch Ausfallbürgschaften, welche vertraglich die Einrede der Vorausklage nach § 771 BGB statu-
ieren, sollen einen unmittelbaren Anspruch i.S.d. Art. 213 Abs. 1 lit. a) CRR vermitteln können,
wenn sie unter die Regelungen des Art. 215 Abs. 2 CRR fallen,8 wenn sie also entweder von einem
Zentralstaat oder einer regionalen oder lokalen Gebietskörperschaft gestellt werden und das kre-
ditgebende Institut vom Garantiegeber zeitnah eine proportionale vorläufige Zahlung auf Schät-
zungsbasis des Ausfallverlustes verlangen kann.

Die Anforderungen des Art. 213 Abs. 1 lit. a) CRR sind durch die Bürgschaftserklärungen erfüllt.

b) Eindeutig festgelegter und unstrittiger Umfang (Art. 213 Abs. 1 lit. b) CRR)

Gemäß Art. 213 Abs. 1 lit. b) CRR muss der Umfang der Absicherung eindeutig festgelegt und
unstrittig sein.

Bei der Auslegung des Tatbestandsmerkmals „eindeutige Festlegung und unstrittiger Absi-
cherungsumfang“ kann auf den im deutschen Bürgschaftsrecht (§ 765 ff. BGB) herrschenden
Bestimmtheitsgrundsatz9 zurückgegriffen werden.10 Danach müssen sowohl die Personen des
Gläubigers und des Hauptschuldners als auch die verbürgte Schuld in einer wenigstens individuell
bestimmbaren Art und Weise bezeichnet werden.11 Der einmal festgelegte Umfang darf nach dem
Schutzzweck der Norm vom Sicherungsgeber nicht nachträglich einseitig geändert werden.12

In den Bürgschaftserklärungen sind jeweils die Person des Gläubigers, die Person des Hauptschuld-
ners sowie die verbürgte Schuld aufgeführt. Die einbezogenen ABB schränken deren Umfang
nicht ein. Ein eindeutig festgelegter und unstrittiger Umfang i.S.d. Art. 213 Abs. 1 lit. b) CRR ist
gegeben.

7 Achtelik in: Boos/Fischer/Schulte-Mattler, KWG und CRR-VO, 5. Auflage, Band 2, Art. 213 CRR, Rn. 3.
8 Weber/Seifert/Schmidt in: Luz u.a., KWG und CRR, 3. Auflage, Band 2, CRR  Art. 213 Rn. 4.
9 Vgl. zum Bestimmtheitsgrundsatz etwa  Michel in: Assies/Beule/Heise/Strube , Handbuch des Fachanwalts Bank- und Kapitalmarkt-
recht, 2. Auflage2010, Kapitel 5, Rn. 176 ff.
10 Achtelik in: Boos/Fischer/Schulte-Mattler, KWG und CRR-VO, 5. Auflage, Band 2, Art. 213 CRR, Rn. 5; Weber/Seifert/Schmidt in:

Luz u.a. KWG und CRR, Band 2, 3. Auflage, CRR Art. 213, Rn. 8 ff.
11 Habersack in: Münchener Kommentar BGB, 7. Auflage 2017, § 765 Rn. 68.
12 Achtelik in: Boos/Fischer/Schulte-Mattler, KWG und CRR-VO, 5. Auflage, Band 2, Art. 213 CRR, Rn. 5.
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c) Keine schädlichen Klauseln im Sinne des Art. 213 Abs. 1 lit. c) CRR

Gemäß Art. 213 Abs. 1 lit. c) CRR wird eine Absicherung ohne Sicherheitsleistung nur anerkannt,
falls die Verträge keine Klauseln enthalten, deren Einhaltung sich dem direkten Einfluss der Haus-
banken entzieht.

Es ist ausreichend, wenn die Urkunden keine solchen Klauseln enthalten. Ein expliziter Negativ-
vermerk in den Urkundstexten kann nach hier vertretender Auffassung nicht gefordert werden,
da Art. 213 Abs. 1 lit. c) CRR einen solchen weder ausdrücklich noch nach Sinn und Zweck statu-
iert.

ca) Einseitiges Kündigungsrecht (Art. 213 Abs. 1 lit. c) Ziff. i) CRR)

Gemäß Art. 213 Abs. 1 lit. c) Ziff. i) CRR darf eine Klausel kein einseitiges Kündigungsrecht
zugunsten der Bürgschaftsbanken enthalten. Der Tatbestand ist nach h.M. jedoch insoweit einzu-
schränken, als dass ein einseitiges Kündigungsrecht nur insoweit schädlich ist, als es eine Rück-
wirkung entfaltet bzw. der Sicherungsgeber sich mit Wirkung für bereits eingetretene Gewähr-
leistungsfälle von seiner Leistungspflicht durch Kündigung entziehen kann bzw. es zulässig wäre,
wenn der Sicherungsnehmer seinen vertraglichen Verpflichtungen aus dem Sicherungsverhältnis
nicht nachkommt.13

Obgleich Art. 213 Abs. 1 lit. c) Ziff. i) CRR die in der bisher geltenden Norm des § 162 Abs. 1
Nr. 3a SolvV in der bis Ende 2013 geltenden Fassung enthaltene einschränkende Voraussetzung
des „rückwirkenden“ Kündigungsrechts nicht enthält, steht eine derartige Kündigungsmöglich-
keit einer bankaufsichtsrechtlichen Anerkennung wohl nicht entgegen, da sich die Bürgschaft in
diesen Fällen nach wie vor auf die bis zur Wirksamkeit der Kündigung begründeten Verbindlich-
keiten erstreckt und die Kündigung lediglich für die Zukunft Wirkung entfaltet.14 Die lediglich
zukünftige Wirkung ist das zivilrechtliche Wesensmerkmal einer Kündigung. Da ein Kündigungs-
recht darüber hinaus bereits per definitionem stets eine einseitige Willenserklärung ist, ist im Zivil-
recht als Tatbestandsvoraussetzung weiter das Vorliegen eines (wichtigen) Grundes, etwa die er-
hebliche Verschlechterung der Vermögenslage des Hauptschuldners oder das Ausscheiden des für
Gesellschaftsschulden haftenden Gesellschafters aus der Gesellschaft15, erforderlich.

Unter Berücksichtigung des Wortlauts von Art. 213 Abs. 1 lit. c) 1. HS CRR, wonach der Siche-
rungsvertrag keine Klausel enthalten darf, deren Einhaltung „sich dem direkten Einfluss des Kre-
ditgebers entzieht“, setzt unter Beachtung dieser Grundsätze im Gegenschluss nach hiesiger Auf-
fassung deshalb ein für die Kreditrisikominderung schädliches einseitiges Kündigungsrecht neben
dem Rückwirkungsverbot voraus, dass dieses gänzlich voraussetzungslos sein müsste, während
die bloße Nichteinhaltung einer Vertragsklausel (Grund) - auf die der Kreditgeber gemeinhin Ein-
fluss hat - in der Bürgschaftserklärung zur Kündigung berechtigen kann, sofern die Kündigung
für diesen Fall nicht ausgeschlossen oder subsidiären Ranges verwiesen ist.

13 Achtelik in:  Boos/Fischer/Schulte-Mattler KWG und CRR-VO, 5. Auflage, Band 2, Art. 213 CRR, Rn. 7; Weber/Seifert/Schmid in: Luz
u.a.: KWG und CRR, 3. Auflage, Band 2, CRR Art. 213, Rn. 12.
14 Achtelik in: Boos/Fischer/Schulte-Mattler, KWG und CRR-VO, 5. Auflage, Band 2, Art. 213 CRR, Rn. 7.
15 Sprau in: Palandt, 76. Auflage, § 765 BGB Rn. 16.
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Insoweit sind auch Klauseln, deren Einhaltung ausschließlich im Verantwortungs- und Risikobe-
reich der Hausbank liegt, nicht potenziell schädlich, etwa Ziff. 4 der ABB („Die Bürgschaft ist nur
dann wirksam, falls sämtliche in der Bürgschaftsurkunde genannten Bedingungen erfüllt sind“)
oder Ziff. 22 der ABB („Erfüllen die Hausbanken eine ihnen aufgelegte Pflicht nicht und haben sie
das zu vertreten, so sind die Bürgschaftsbanken so zu stellen, wie sie stünden, wenn die Verpflich-
tung ordnungsgemäß erfüllt worden wäre“). Schädlichkeit käme ggf. dann in Betracht, wenn das
Vertragswerk durch das Zusammenspiel seiner Regelungen - wie vorliegend nicht - bereits insge-
samt unter dem Gesichtspunkt der Sittenwidrigkeit problematisch wäre bzw. durch das Hinzutre-
ten der in Frage stehenden Klausel aufgrund Sittenwidrigkeit unwirksam würde.

Weder die Bürgschaftserklärungen noch einbezogene ABB enthalten einseitige Kündigungsrechte
im Sinne des Art. 213 Abs. 1 lit. c) Ziff. i) CRR .

cb) Erhöhung der tatsächlichen Kosten der Absicherung (Art. 213 Abs. 1 lit. c) Ziff. ii) CRR)

Gemäß Art. 213 Abs. 1 lit. c) Ziff. ii) CRR steht eine Klausel der Qualifizierung einer Bürgschaft als
Kreditrisikominderungstechnik entgegen, die bei einer Verschlechterung der Kreditqualität der
abgesicherten Forderung die tatsächlichen Kosten der Absicherung erhöhen würde.
Der Tatbestand ist erfüllt bei nachträglichen Erhöhungen von vereinbarten Prämien oder Provisio-
nen im Zusammenhang mit der Verschlechterung der Bonität der gewährleisteten Position.16

Vorab vereinbarte Prämienerhöhungen unabhängig von der Bonitätsentwicklung sowie Erhöhun-
gen, die nicht auf einer Verschlechterung der Bonität beruhen, sind danach unschädlich.17

Weder die prüfungsgegenständlichen Bürgschaftserklärungen noch die einbezogenen ABB ent-
halten schädliche Klauseln im Sinne des Art. 213 Abs. 1 lit. c) Ziff. ii) CRR.

cc) Zeitnahe Leistungspflicht (Art. 213 Abs. 1 lit. c) Ziff. iii) CRR)

Gemäß Art. 213 Abs. 1 lit. c) CRR steht einer Einstufung als Kreditrisikominderungstechnik wei-
terhin entgegen eine Klausel im Sicherungsvertrag, „deren Einhaltung sich dem direkten Einfluss
des Kreditgebers entzieht“ und - mit diesem Merkmal behaftet - eines der in Ziffern i) bis iv) von
Art. 213 Abs. 1 lit. c) CRR Rechte oder Folgen gewähren bzw. auslösen würde. Hierzu zählt nach
Art. 213 Abs. 1 lit. c) Ziff. iii) CRR die Befreiung des Sicherungsgebers von der Pflicht zur zeitnahen
Zahlung für den Fall, dass der Hauptschuldner seinen Zahlungspflichten gegenüber dem Kredit-
geber nicht nachkommt - sofern der auslösende Umstand sich dem direkten Einfluss des Kredit-
gebers entzieht.

16Achtelik in: Boos/Fischer/Schulte-Mattler, KWG und CRR-VO, 5. Auflage, Band 2, Art. 213 CRR, Rn. 8; Weber/Seifert/Schmid in: Luz
u.a., KWG und CRR, 3. Auflage, Band 2, CRR Art. 215, Rn. 13 f.
17 Weber/Seifert/Schmid in: Luz u.a.: KWG und CRR, 3. Auflage, Band 2, 2015, CRR Art. 213, Rn. 13 f.
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„Zeitnah“ in diesem Sinne ist aufgrund der Vielfalt der Kreditrisikominderungsinstrumente und
ihrer unterschiedlichen Verwertungsdauer nicht als Definition eines absoluten Zeitrahmens zu ver-
stehen; es bezieht sich vielmehr auf die Schaffung der rechtlichen Voraussetzungen der Verwer-
tung der Garantie und nicht auf den Verwertungsprozess selbst.18 Die zeitnahe Erfüllung durch
den Sicherungsgeber, die mit dem zeitnahen Verwertungsanspruch durch den Sicherungsnehmer
korrespondiert, setzt voraus, dass eine gefestigte Rechtsposition des Sicherungsnehmers besteht,
die nicht mehr einseitig durch den Sicherungsgeber oder einen Dritten entzogen werden kann,
was etwa das Erfordernis eines aktiven Mitwirkens Dritter ebenso ausschließt wie Nebenabreden,
die bei feststehendem Ausfall den Zugriff auf die Sicherheit verzögern oder gar verhindern.19

Art. 215 Abs. 1 lit. a) CRR stellt - für Garantien als Absicherung ohne Sicherheitsleistung - nun
u.a. die zusätzliche Anerkennungsbedingung, dass der Kreditgeber bei dem die Garantie auslö-
senden Ausfall oder bei Zahlungsversäumnis des Hauptschuldners das Recht hat, den Sicherungs-
geber „zeitnah für alle Zahlungen in Anspruch zu nehmen, die im Rahmen der von ihm abgesi-
cherten Forderung ausstehen“ (ferner darf kein Vorbehalt der Einforderung beim Hauptschuldner
bestehen).

Zugleich erleichtert Art. 215 Abs. 2 lit. a) CRR diese zusätzliche Anforderung für Garantien aus
Bürgschaftsprogrammen, wenn das - näher definierte - Recht des Kreditgebers besteht, zeitnah
vorläufige Zahlungen vom Garantiegeber zu erwirken.

Es stellt sich die Frage, in welchem Zusammenhang die Erleichterungen des Art. 215 Abs. 2 lit. a)
CRR mit den Anforderungen von Art. 213 Abs. 1 lit. c) Ziff. iii) CRR an Garantien als Absicherung
ohne Sicherheitsleistung stehen.

Im vor der Einführung der CRR geltenden Rechtsrahmen findet sich diese Anforderung inhalts-
gleich in § 162 Satz 1 Nr. 3 lit. d) SolvV a. F. wieder. Dessen Vorgaben galten für die Bürgschaften
der Bürgschaftsbanken gemäß § 164 Abs. 3 SolvV a. F. als erfüllt, soweit die zusätzlichen Anfor-
derungen des § 164 Abs. 3 Satz 2 SolvV a. F. (insbesondere zeitnahe vorläufige Zahlungen des
Garantiegebers im Sicherungsfall) eingehalten wurden. Die Befreiungsfiktion des § 164 Abs. 3
SolvV a. F. galt auch für die Vorgaben des § 164 Abs. 1 Nr. 1 SolvV (zeitnahe Zahlung, keine
Einrede der Vorausklage). In der CRR finden sich die Anforderungen der §§ 164 Abs. 1 Nr. 1 und
Abs. 3 SolvV in Art. 215 Abs. 1 lit. a) CRR und Abs. 2 CRR wieder; ein Rekurs auf Art. 213 Abs. 1
lit. c) Ziff. iii) CRR wie in der SolvV a. F. auf den inhaltsgleichen § 162 Satz 1 Nr. 3 lit. d) SolvV a.
F. fehlt jedoch.

Nach unserer Auffassung erfüllt eine Garantie, welche unter Berücksichtigung der Erleichterungen
des Art. 215 Abs. 2 lit. a) CRR die Zusatzanforderungen von Art. 215 Abs. 1 lit. a) CRR erfüllt,
auch die Anforderungen von Art. 213 Abs. 1 lit. c) Ziff. iii) CRR.

18 Achtelik in: Boos/Fischer/Schulte-Mattler, KWG und CRR-VO, 5. Auflage, Band 2, Art. 194 Rn. 9.
19 Achtelik in: Boos/Fischer/Schulte-Mattler, KWG und CRR-VO, 5. Auflage, Band 2, Art. 194 Rn. 9.
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Die Regelung des Art. 215 Abs. 2 lit. a) CRR ist als Spezialnorm zur Generalnorm des Art. 213 lit.
c) Ziff. iii) CRR zu verstehen, welche die Tatbestandsvoraussetzungen der Generalnorm in Bezug
auf die Anforderung an die zeitnahe Zahlung voll umfasst. Als solche bezieht sie sich unserer
Auffassung nach sowohl auf Art. 215 Abs. 1 lit. a) CRR als auch auf Art. 213 Abs. 1 lit. c) Ziff. iii)
CRR. Art. 215 Abs. 1 lit. a) CRR verlangt für die Anerkennung der Garantie das Recht, den Garan-
tiegeber auf zeitnahe Zahlung in Anspruch zu nehmen, wenn ein die Garantie auslösender Ausfall
oder ein Zahlungsversäumnis der Gegenpartei vorliegt. Nach Art. 213 Abs. 1 lit. c) Ziff. iii) CRR ist
die Anerkennung der Garantie zu versagen, wenn der Sicherungsvertrag eine Klausel enthält, die
den Sicherungsgeber der Pflicht enthebt, zeitnah zu zahlen, wenn der ursprüngliche Schuldner
seinen Zahlungsverpflichtungen nicht nachkommt. Die darunter zu subsumierenden Tatbestands-
voraussetzungen sind in beiden Fällen nach unserer Auffassung inhaltsgleich: kommt der Schuld-
ner seinen Zahlungsverpflichtungen nicht nach, liegt immer ein Zahlungsversäumnis vor, das zu-
gleich auch ein die Garantie auslösender Ausfall sein kann.

Dem steht auch der Wortlaut von Art. 215 Abs. 1 erster Halbsatz CRR, Art. 215 Abs. 2 erster
Halbsatz CRR nicht entgegen, wonach (einerseits) Garantien als Absicherung ohne Sicherheitsleis-
tung anerkannt werden können, wenn „alle in Art 213 sowie alle nachstehend genannten Bedin-
gungen erfüllt sind“ (womit u.a. der nachfolgende lit. a) gemeint ist) und (anderseits) gemäß
Art. 215 Abs. 2 erster Halbsatz CRR (nur) eine Erleichterung für „die in Absatz 1 Buchstabe a
genannten Anforderungen“ geschaffen wird. Denn auch wenn die Erleichterung ihrem Wortlaut
nach nicht zwingend den auf Art. 213 CRR verweisenden ersten Halbsatz von Art. 215 Abs. 1
CRR einschließt, erfasst sie Art. 213 CRR doch inhaltlich im vorstehend dargelegten überschnei-
denden Regelungsbereich. Daneben bleibt für Art. 213 CRR als eigenständiger (kumulativer und
nicht durch die Erleichterung berührter) Regelungsgehalt bestehen, dass auch das Recht des Kre-
ditgebers auf vorläufige Zahlungen nicht durch Klauseln im Sicherungsvertrag beschränkt sein
darf, „deren Einhaltung sich dem direkten Einfluss des Kreditgebers entzieht“. Diese übergrei-
fende Anforderung des Art. 213 CRR bleibt uneingeschränkt gültig, auch dort, wo die Anforde-
rung zeitnaher Zahlung durch das Recht auf vorläufige Zahlung als erfüllt gilt.

Jede andere Auslegung würde u.E. die Befreiungsvorschriften des Art. 215 Abs. 2 CRR ins Leere
laufen lassen, da Art. 213 Abs. 1 lit. c) Ziff. iii) CRR weiterhin uneingeschränkt und kumulativ zu
erfüllen wäre.

Zudem - und davon unabhängig - ist gem. Ziff. 19 Abs. 3 der einbezogenen ABB die Hausbank
berechtigt, bei begründeter Mitteilung, dass trotz banküblichen Bemühens fällige und ange-
mahnte Forderungen nicht innerhalb von 3 Monaten beizutreiben sind, von der Bürgschaftsbank
zeitnah eine vorläufige Zahlung zu verlangen.

Der Themenkomplex der Art. 213 Abs. 1 lit. c) Ziff. iii), 215 Abs. 1 lit. a) und Abs. 2 CRR wird in
Abschnitt V.5.a)) gewürdigt.
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Weder die prüfungsgegenständlichen Bürgschaftserklärungen noch die einbezogenen ABB ent-
halten Klauseln im Sinne des Art. 213 Abs. 1 lit. c) Ziff. iii) CRR, welche eine zeitnahe Erfüllung
ausschließen würden.

cd) Einseitige Verkürzung der Restlaufzeiten der Absicherung (Art. 213 Abs. 1 lit. c) Ziff.
iv) CRR)

Gemäß Art. 213 Abs. 1 lit. c) Ziff. iv) CRR sind auch solche Klauseln für die Anerkennung als
Kreditrisikominderungstechnik schädlich, die es den Bürgschaftsbanken einseitig ermöglichen
würden, die Laufzeit der Absicherung zu verkürzen. Die Vorgabe in Abs. 1 lit. c) Ziff. iv) ergänzt
die in Art. 213 Abs. 1 lit. c) Ziff. i) CRR genannten einseitigen Kündigungsrechte im Hinblick
auf andere Möglichkeiten der Laufzeitverkürzung bzw. Beendigung; z.B. kann ihr bei vertraglich
vereinbarten Vertragsbeendigungen, Rücktritts- oder Widerrufsrechten eine eigenständige Bedeu-
tung zukommen.20

Weder die prüfungsgegenständlichen Bürgschaftserklärungen noch die einbezogenen ABB ent-
halten Klauseln im Sinne des Art. 213 Abs. 1 lit. c) Ziff. iv) CRR. Ergänzend wird auf die Ausfüh-
rungen zu Art. 213 Abs. 1 lit. c) Ziff. i) CRR in Abschnitt V.4.ca) verwiesen.

ce) Ergebnis

Gesamtwürdigend enthalten weder die prüfungsgegenständlichen Bürgschaftserklärungen noch
die einbezogenen ABB der Bürgschaftsbanken schädliche Klauseln im Sinne des Art. 213 Abs.
1 lit. c) CRR.

d) Rechtswirksamkeit und Durchsetzbarkeit der Verträge (Art. 213 Abs. 1 lit. d), Abs. 3
CRR)

Die Bürgschaftsverträge müssen gemäß Art. 213 Abs. 1 lit. d) CRR zum Zeitpunkt der Vereinba-
rung des Darlehens in allen relevanten Rechtsräumen rechtswirksam und durchsetzbar sein.

Diese Anforderungen sind sowohl zeitpunktbezogen, das heißt zum Zeitpunkt der Darlehensver-
einbarung, als auch zeitraumbezogen, das heißt gemäß Abs. 3 „bei Bedarf wiederholend“,
sicherzustellen.21

Die Rechtswirksamkeit und Durchsetzbarkeit der Bürgschaftserklärungen wird durch das Kurzgut-
achten von Ebner Stolz vom 8. Juni 2018 („Legal Opinion“) bestätigt.

20 Achtelik in: Boos/Fischer/Schulte-Mattler, KWG und CRR-VO, 5. Auflage, Band 2, Art. 213 Rn. 10.
21 Achtelik in: Boos/Fischer/Schulte-Mattler, KWG und CRR-VO, 5. Auflage, Band 2, Art. 213 CRR, Rn. 11; Weber/Seifert/Schmid in:
Luz u.a.: KWG und CRR, Band 2, 3. Auflage, CRR Art. 213, Rn. 20.

elektronische Kopie



- 17 -

Des Weiteren haben die Hausbanken gemäß Art. 213 Abs. 3 CRR alle vertraglichen und gesetz-
lichen Anforderungen zu erfüllen, die zur Durchsetzbarkeit der Bürgschaften notwendig sind und
sich durch ausreichende rechtliche Prüfungen von der Durchsetzbarkeit der Bürgschaften in allen
relevanten Rechtsräumen zu überzeugen. Um eine kontinuierliche Durchsetzbarkeit zu gewähr-
leisten, haben die Hausbanken zudem diese Prüfungen im Bedarfsfall zu wiederholen.

Zur Sicherstellung der Einhaltung der in Ziff. 1 und 11ff. der ABB definierten Voraussetzungen
haben die Hausbanken ein internes Überwachungssystem zu etablieren. Dies liegt im Verant-
wortungsbereich der Hausbanken. Es wird im Rahmen dieser gutachterlichen Stellungnahme
davon ausgegangen, dass diese entsprechende Prozesse eingerichtet haben, die die Wirksamkeits-
voraussetzungen der Bürgschaften jederzeit sicherstellen.

e) Anforderungen nach Art. 213 Abs. 2 CRR

Gemäß Art. 213 Abs. 2 CRR haben die Hausbanken den Aufsichtsbehörden nachzuweisen, dass
sie etwaige, sich durch den Einsatz der Bürgschaften ergebende Risikokonzentrationen steuern
können und wie ihre bei dem Einsatz dieser Kreditrisikominderungstechniken verfolgten Strate-
gien und ihr Management des Gesamtrisikoprofils zusammenwirken.

Diese Anforderung muss im Kontext von § 25a KWG, den diesen erläuternden MaRisk und dem
bankaufsichtsrechtlichen Überprüfungsprozess (Supervisory Review an Evaluation Process; SREP,
vgl. § 6b KWG) gesehen werden.22 Ob und wie diese Einordnung in Zukunft von Vorgaben der
EZB überlagert und konkretisiert wird, kann zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht abschließend
beurteilt werden.23 Nach bisher herrschender Auffassung mussten Institute lediglich auf Nachfrage
der BaFin entsprechende Nachweise führen, so dass Anrechnungserleichterung aus Garantien
oder Kreditderivaten also keinen vorherigen Nachweis voraussetzen.24

Da das Kerngeschäftsfeld der Hausbanken u. a. das Kreditgeschäft ist, welches eng verbunden
mit der Hereinnahme von Sicherheiten ist, bedarf es nach hiesiger Auffassung somit keiner be-
sonderen Strategien für den Einsatz der Kreditrisikominderungstechnik. Des Weiteren dürften sich
gleichermaßen keine Risikokonzentrationen aus dem Einsatz der Bürgschaften der Bürgschafts-
banken als Kreditrisikominderungstechniken ergeben.

Unter der Prämisse, dass die Erfüllung der Anforderungen des Art. 213 Abs. 2 CRR im Verantwor-
tungsbereich der Hausbanken liegt und sichergestellt ist, sind dessen Voraussetzungen als erfüllt
anzusehen.

22 Achtelik in: Boos/Fischer/Schulte-Mattler, KWG und CRR-VO, 5. Auflage, Band 2, Art. 213 CRR, Rn. 12.
23Achtelik in: Boos/Fischer/Schulte-Mattler, KWG und CRR-VO, 5. Auflage, Band 2, Art. 213 CRR, Rn. 12.
24 Achtelik in: Boos/Fischer/Schulte-Mattler, KWG und CRR-VO, 5. Auflage, Band 2, Art. 213 CRR, Rn. 12.
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f) Ergebnis

Die Bürgschaftserklärungen erfüllen die Anforderungen des Art. 213 Abs. 1 CRR. Die Verantwor-
tung für die Umsetzung der Anforderungen der Art. 213 Abs. 2 und Abs. 3 CRR liegt im Bereich
der Hausbanken. Diese haben sich von der Konformität der Bürgschaftserklärungen mit den An-
forderungen der CRR zu überzeugen.

5. Erfüllung der Anforderungen des Art. 215 CRR

Gemäß Art. 215 CRR können Garantien nur als Absicherung ohne Sicherheitsleistung anerkannt
werden, falls sie - neben den Anforderungen des Art. 213 CRR - kumulativ auch folgende Be-
dingungen erfüllen:

a) Zeitnahe Zahlung gemäß Art. 215 Abs. 1 lit. a) i. V. m. Abs. 2 CRR

Gemäß Art. 215 Abs. 1 lit. a) CRR können die Bürgschaften nur dann als Kreditrisikominderungs-
technik anerkannt werden, falls sie folgende tatbestandliche Anforderungen wiederum kumulativ
erfüllen:

· zeitnahe Inanspruchnahme des Garantiegebers (vgl. dazu auch Abschnitt V.4.cc)).
· Inanspruchnahme des Garantiegebers für alle Zahlungen - ausdrücklich bei dem die Garantie

auslösenden Ausfall oder bei Zahlungsversäumnis der Gegenpartei - oder Herabsetzung der
anerkannten Garantie (vgl. dazu auch Abschnitt V.5.c)).

· keine Einrede der Vorausklage.
Jedoch gelten gemäß Art. 215 Abs. 2 CRR bei Bürgschaften, die im Rahmen von Bürgschaftspro-
grammen gestellt werden oder für die Rückbürgschaften von Bund und Ländern vorliegen (vgl.
Art. 214 Abs. 2 lit. a) und b) CRR), die genannten Anforderungen grundsätzlich als erfüllt.

Wie in Abschnitt V.2.b) ausgeführt, sind die Kreditteile der Hausbank teilweise unverbürgt, teil-
weise durch die Bürgschaftsbanken verbürgt sowie teilweise auch durch Bund und Länder rück-
verbürgt. Für den rückverbürgten Teil ist der Anwendungsbereich des Art. 215 Abs. 2 CRR eröff-
net. Fraglich ist, ob der nur durch die Bürgschaftsbanken verbürgte und nicht rückverbürgte Teil
des ausgereichten Kredits unter den Anwendungsbereich des Art. 215 Abs. 2 CRR fällt („Bürg-
schaften, die im Rahmen von Bürgschaftsprogrammen gestellt werden“). Die BaFin hat dem VDB
in ihrem Schreiben vom 15. August 2016 bestätigt, dass sie „alle im Rahmen des satzungsmäßi-
gen Förderzwecks der Bürgschaftsbanken gestellten Bürgschaften als im Rahmen von Bürgschafts-
programmen i. S. d. Art. 215 Abs. 2 CRR abgegeben“ ansieht.
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Zudem sind gemäß Art. 215 Abs. 2 CRR Garantien nur dann privilegiert, soweit die Hausbanken
das Recht besitzen, von den Garantiegebern zeitnah eine vorläufige Zahlung zu erwirken, die die
folgenden beiden Bedingungen erfüllt:

· Ihre Höhe wird durch eine robuste Schätzung der Verluste ermittelt, die den Bürgschaftsbanken
entstehen dürften, wozu auch Verluste zählen, die durch die Einstellung von Zins- und sonsti-
gen Zahlungen, zu denen der Bürgschaftsnehmer verpflichtet ist, verursacht werden.

· Sie ist proportional zur Garantiedeckung.

Es ist sicherzustellen, dass für den Sicherungsnehmer durch die vorläufige Zahlung keine Zusatz-
kosten, d. h. keine höheren Kosten (bspw. in Form von Kosten einer zusätzlichen Kreditauf-
nahme, Beitreibungskosten, Kosten für den Verlustnachweis) entstehen, als bei einer zeitnahen
Zahlung gemäß Art. 215 Abs. 1 lit. a) bzw. 213 Abs. 1 lit. c) Ziff. iii) CRR.25

Diese Zusatzkosten („Verlust“) sind in Art. 5 Nr. 2 CRR genauer definiert. Danach ist unter dem
Verlust der wirtschaftliche Verlust einschließlich wesentlicher Diskontierungseffekte sowie we-
sentlicher direkter und indirekter Kosten der Beitreibung zu verstehen.

Gemäß Ziff. 19 Abs. 3 der ABB haben die Hausbanken das Recht, bei Vorliegen der Zahlungsun-
fähigkeit des Kreditnehmers (bei dem die Garantie auslösenden Ausfall) oder bei begründeter
Mitteilung, dass trotz banküblichem Bemühen fällige und angemahnte Forderungen nicht inner-
halb von drei Monaten beizutreiben sind (bei Zahlungsversäumnis der Gegenpartei), von der Bürg-
schaftsbank zeitnah eine vorläufige Zahlung zu verlangen. In jedem Fall ergibt sich die Höhe der
Zahlung aus einer robusten Schätzung der zu erwartenden Verluste.

Den Anforderungen des Art. 215 Abs. 2 lit. a) CRR an eine zeitnahe Zahlung wird somit durch die
Bürgschaftserklärungen entsprochen. Diese Ansicht wird durch die BaFin geteilt.26

b) Ausdrücklich dokumentierte Verpflichtung (Art. 215 Abs. 1 lit. b) CRR

Gemäß Art. 215 Abs. 1 lit. b) CRR müssen die Bürgschaften zwecks Anerkennung als ausdrücklich
dokumentierte, von den Bürgschaftsbanken eingegangene Verpflichtungen vorliegen. Dies ent-
spricht der bislang in § 173 SolvV enthaltenen Anforderung. Nach h.M zu § 173 SolvV a. F. setzt
die angemessene Dokumentation die Schriftform voraus.27

Da Nr. 4 der ABB für den Zugang der Bürgschaftserklärung auch die Textform genügen lässt, ist
diese von der Erteilung der Bürgschaft und deren Dokumentation in Schriftform zu unterschei-
den.28

25Achtelik in: Boos/Fischer/Schulte-Mattler, KWG und CRR-VO, 5. Auflage, Band 2, Art. 215 CRR, Rn. 2; Weber/Seifert/Schmid in: Luz
u.a., KWG und CRR, 3. Auflage, Band 2,  CRR Art. 215, Rn. 4; Weber/Seifert/Günther in: Luz u.a., Kreditwesengesetz (KWG), 2.
Auflage, § 162 SolvV, Rn. 3.
26 Vgl. Schreiben der BaFin vom 15. August 2016.
27 Vgl. im Folgenden Achtelik in: Boos/Fischer/Schulte-Mattler, KWG Kommentar, 4. Auflage, § 173 SolvV, Rn. 4; Weber/Sei-
fert/Schmid in: Luz u.a., KWG und CRR, 3. Auflage, Band 2, CRR Art. 215, Rn. 5; Weber/Seifert/Günther in: Luz u.a., Kreditwesengesetz
(KWG), 2. Auflage, § 173 SolvV, Rn. 5.
28 Bei den Bürgschaftsbanken sind die Bürgschaften ein Handelsgeschäft i.S.d. § 343 HGB, so dass Formfreiheit nach § 350 HGB
gegeben ist. Achtelik in: Boos/Fischer/Schulte-Mattler, KWG und CRR-VO, 5. Auflage, Band 2, Art. 215 Rn. 2, und Weber/Sei-
fert/Schmid in: Luz u.a.: KWG und CRR, Band 2, 3. Auflage, CRR Art. 215, Rn. 4,  verweisen demungeachtet zur Umsetzung der
geforderten „ausdrücklich dokumentierten Verpflichtung“ auf § 766 BGB und die dort geregelte Schriftform.
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Die Hausbanken haben sich anhand der ihnen überlassenen Bürgschaftsurkunden selbst von der
Einhaltung des Art. 215 Abs. 1 lit. b) CRR zu überzeugen.

c) Sicherung erstreckt sich auf alle Arten von Zahlungen oder Herabsetzung
der anerkannten Garantie (Art. 215 Abs. 1 lit. c) Ziff. i) und ii) CRR)

Um anerkennungsfähig zu sein, haben sich die Bürgschaften der Bürgschaftsbanken auf alle Ar-
ten von Zahlungen zu erstrecken (Art. 215 Abs. 1 lit. c) Ziff. i) CRR). Sind bestimmte Zahlungs-
arten von der Bürgschaft ausgenommen, haben die Hausbanken den anerkannten Garantiebetrag
entsprechend herabzusetzen (Art. 215 Abs. 1 lit. c) Ziff. ii) CRR).

Unter der Abdeckung sämtlicher Zahlungen ist in Anlehnung an § 177 Abs. 2 Nr. 1 SolvV. a. F.
Folgendes zu verstehen:29

Die Bürgschaft muss sämtliche Zahlungsansprüche aus dem ursprünglich gewährleisteten Kre-
dit abdecken bzw. sich damit auf alle Zahlungen erstrecken, zu denen der Kreditnehmer vertrag-
lich verpflichtet ist. Dazu gehören auch etwaige Nebenforderungen (wie bspw. Zinsen oder Pro-
visionen).

Gemäß den ABB wird der Deckungsumfang der Bürgschaft institutsindividuell geregelt. Falls
von der Bürgschaft bspw. keine Nebenforderungen erfasst werden, kann für diese Nebenforde-
rungen auch nicht die Bürgschaft als Kreditrisikominderungstechnik herangezogen werden. Un-
geachtet dessen kann die Bürgschaft für die Hauptforderung „Kredit“ durch entsprechende Her-
absetzung des Garantiebetrags kreditrisikomindernd berücksichtigt werden.

Die sachgerechte Abgrenzung der verbürgten von den unverbürgten Haupt- und Nebenforderun-
gen und die damit verbundene korrekte Berücksichtigung der Bürgschaft als Kreditrisikominde-
rungstechnik liegen im Verantwortungsbereich der Hausbanken.

d) Ergebnis

Die Anforderungen des Art. 215 CRR werden durch die Bürgschaftserklärungen erfüllt. Die Er-
füllung der einzelnen Anforderungen des Art. 215 CRR liegt im Verantwortungsbereich der
Hausbanken

29 Achtelik in: Boos/Fischer/Schulte-Mattler KWG und CRR-VO, 5. Auflage, Band 2, Art. 215 CRR, Rn. 2; Achtelik in: Boos/Fi-
scher/Schulte-Mattler, KWG Kommentar, 4. Auflage, § 177 SolvV, Rn. 5; Weber/Seifert/Schmid in: Luz u.a., KWG und CRR, 3. Auflage,
Band 2, 2015, CRR Art. 215, Rn. 6; Weber/Seifert/Günther in: Luz u.a., Kreditwesengesetz (KWG), 2. Auflage, § 177 SolvV, Rn. 4.
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6. Erfüllung der Anforderungen des Art. 214 CRR

a) Vorbemerkung

Gemäß Art. 214 Abs. 1 CRR dürfen die Hausbanken die in Absatz 2 genannten Risikopositionen
wie Risikopositionen behandeln, die durch eine von den dort genannten Stellen geleistete Garan-
tie abgesichert sind, wenn folgende Bedingungen kumulativ erfüllt sind:

· Die Rückbürgschaft deckt sämtliche Kreditrisiken der Forderung ab (vgl. Abschnitt V.6.b)).
· Sowohl Erstgarantie als auch Rückbürgschaft erfüllen die Anforderungen nach Art. 213 und

Art. 215 Abs. 1 CRR an Garantien, mit der Ausnahme, dass die Rückbürgschaft nicht direkt
sein muss (vgl. Abschnitt V.6.c)).

· Die Absicherung ist solide und in Anbetracht der bisherigen Erfahrungen deutet nichts darauf
hin, dass die Rückbürgschaft weniger werthaltig ist als eine direkte Garantie der betreffenden
Stelle (vgl. Abschnitt V.6.d)).

Die von den Bürgschaftsbanken gewährten Bürgschaften werden teilweise durch Rückbürgschaf-
ten von Bund und Ländern besichert. Bei den Rückbürgen handelt es sich um einen Zentralstaat
bzw. um Gebietskörperschaften (vgl. Art. 214 Abs. 2 lit. a) und b) CRR), so dass der Anwendungs-
bereich des Art. 214 CRR grundsätzlich eröffnet ist.

Im Folgenden wird auf die Erfüllung der zusätzlichen Anforderungen des Art. 214 Abs. 1 CRR
eingegangen.

b) Die Rückbürgschaft deckt sämtliche Kreditrisiken der Forderung ab (Art. 214 Abs. 1
lit. a) CRR)

Unter der Abdeckung sämtlicher Kreditrisiken der Forderung ist in Anlehnung an § 177 Abs. 2
Nr. 1 SolvV. a. F. Folgendes zu verstehen:30

Die Rückgewährleistung muss sämtliche Zahlungsansprüche aus der ursprünglich gewährleis-
teten Position abdecken. Dazu gehören auch etwaige Nebenforderungen (wie bspw. Zinsen oder
Provisionen), sofern die ursprüngliche Gewährleistung diese abdeckte. Es muss insoweit ein
Gleichlauf zwischen Kreditforderung, Erstgarantie und Rückbürgschaft bestehen.

Der Deckungsumfang der Bürgschaften ist institutsindividuell geregelt (vgl. Ziff. 2. Abs. 2 der
ABB). Auskunftsgemäß wird sich der Deckungsumfang an den jeweiligen Rückbürgschaften ori-
entieren, so dass bspw. Nebenforderungen durch die Bürgschaftsbanken nur verbürgt werden,
wenn auch die jeweilige Rückbürgschaftserklärung die Nebenforderungen erfasst. Insofern ist ein
Gleichlauf zwischen den Abdeckungsumfängen von Bürgschaft und Rückbürgschaft zu konstatie-
ren.

30 Achtelik in: Boos/Fischer/Schulte-Mattler, KWG und CRR-VO, 5. Auflage, Band 2, Art. 214 CRR, Rn. 2; Achtelik in: Boos/Fi-
scher/Schulte-Mattler, KWG Kommentar, 4. Auflage, § 177 SolvV, Rn. 5; Weber/Seifert/Schmid in: Luz u.a., KWG und CRR, 3. Auflage,
Band 2, CRR Art. 214, Rn. 4; Weber/Seifert/Schmid in: Luz u.a., Kreditwesengesetz (KWG), 2. Auflage, § 177 SolvV, Rn. 4.
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Die Anforderungen des Art. 214 Abs. 1 lit. a) CRR sind damit durch die Rückbürgschaften erfüllt.

c) Erfüllung der Anforderungen der Art. 213 und Art. 215 Abs. 1 CRR sowohl durch Erst-
garantie als auch durch Rückbürgschaft (Art. 214 Abs. 1 lit. b) CRR)

Sowohl Erstgarantie als auch Rückbürgschaft haben die Anforderungen nach Art. 213 CRR und
215 Abs. 1 CRR an Garantien zu erfüllen.

In der vorliegenden gutachterlichen Stellungnahme wurden in den Abschnitten V.2 und V.3 die
Anforderungen der Art. 213 und 215 Abs. 1 CRR in Bezug auf die von den Bürgschaftsbanken
herausgegebenen Erstgarantien geprüft. Diese Anforderungen sind erfüllt, soweit die Hausban-
ken den ihnen obliegenden Verpflichtungen nachkommen.

Betreffend die Einhaltung der Voraussetzungen der Art. 213 und 215 Abs. 1 CRR durch die Rück-
bürgschaften wird auf Abschnitt VI. dieser gutachterlichen Stellungnahme verwiesen, welcher die
rechtliche Wirksamkeit und Durchsetzbarkeit der den Bürgschaftsbanken von Bund und Ländern
eingeräumten Rückbürgschaften unter dem CRR-Regime behandelt.

Nach dem Ergebnis des Abschnitts VI. werden durch die Rückbürgschaften von Bund und Län-
dern die Anforderungen der Art. 213 und 215 CRR ebenfalls erfüllt.

d) Solide Absicherung und Werthaltigkeit der Rückbürgschaft (Art. 214 Abs. 1 lit. c) CRR)

Unter der soliden Absicherung wird nach h.M. die rechtliche Wirksamkeit der Rückbürgschaft
verstanden.31 Diese ist nach dem Ergebnis des Abschnittes VI. gegeben; auf die Pflichten der Bürg-
schaftsbanken wird verwiesen (vgl. Abschnitt V.6.c)). Darüber hinaus sind keine Umstände be-
kannt geworden, die darauf hindeuten, dass die Rückbürgschaft weniger werthaltig ist als eine
direkte Garantie von Bund und Ländern.

e) Ergebnis

Die Anforderungen des Art. 214 CRR werden durch die Rückbürgschaften erfüllt

VI. Gutachterliche Stellungnahme zur Einhaltung der Anforderungen der CRR durch die
Rückbürgschaften

1. Vorgehensweise

Die Anforderungen der CRR an die Rückbürgschaften entsprechen grundsätzlich den in Abschnitt
V. dieser gutachterlichen Stellungnahme bereits beschriebenen Anforderungen an die

31 Achtelik in: Boos/Fischer/Schulte-Mattler, KWG und CRR-VO, 5. Auflage, Band 2, Art. 214 CRR, Rn. 2; Achtelik in: Boos/Fi-
scher/Schulte-Mattler, KWG Kommentar, 4. Auflage, § 173 SolvV, Rn. 5; Weber/Seifert/Schmid in: Luz u.a., KWG und CRR, 3. Auflage,
Band 2, 2015, CRR Art. 215 Rn. 615; Weber/Seifert/Günther in: Luz u.a., Kreditwesengesetz (KWG), 2. Auflage, § 177 SolvV, Rn. 6.
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Erstbürgschaften. Insofern wird, um Überschneidungen zu vermeiden, in diesem Abschnitt nur
auf die Erfüllung dieser Voraussetzungen eingegangen, im Übrigen wird auf die Ausführungen in
Abschnitt V. verwiesen.

Des Weiteren wird im Folgenden in Anwendung des Art. 214 Abs. 1 lit. b) CRR lediglich darauf
eingegangen, ob die Rückbürgschaften der Rückbürgen den Anforderungen der Art. 213 und 215
Abs. 1 CRR entsprechen.

2. Erfüllung der Anforderungen des Art. 213 CRR

a) Unmittelbare Absicherung (Art. 213 Abs. 1 lit. a) CRR)

Gemäß Art.  213 Abs.  1  lit.  a)  CRR muss  ein unmittelbarer Anspruch gegenüber dem Siche-
rungsgeber bestehen.
Gemäß den vorliegenden Rückbürgschaftserklärungen übernehmen Bund und Länder gegenüber
den Bürgschaftsbanken Rückbürgschaften in gewisser Höhe (vgl. Ziff. II der Rückbürgschaftserklä-
rungen). Damit bestehen unmittelbare Ansprüche der Bürgschaftsbanken gegenüber den Rück-
bürgen.

Die Anforderungen des Art. 213 Abs. 1 lit. a) CRR sind durch die Rückbürgschaften erfüllt.

b) Eindeutig festgelegter und unstrittiger Umfang (Art. 213 Abs. 1 lit. b) CRR)

Gemäß Art. 213 Abs. 1 lit. b) CRR muss der Umfang der Absicherung eindeutig festgelegt und
unstrittig sein.

Entsprechend den Rückbürgschaftsurkunden erfolgt der Einbezug der Erstbürgschaft in den
Sicherungsbereich der Rückbürgschaft durch Aushändigung der Bürgschaftsurkunde bzw. Ab-
gabe der Bürgschaftserklärung. Insoweit steht die Grundlage für die prozentuale Rückverbürgung
fest, von der nach dem Regelungsinhalt der Rückbürgschaften nicht abgewichen werden kann.

Die Eindeutigkeit und Unstrittigkeit des Absicherungsumfangs ist durch die Rückbürg-
schaftsverträge gewährleistet.

c) Keine schädlichen Klauseln im Sinne des Art. 213 Abs. 1 lit. c) CRR

Gemäß Art. 213 Abs. 1 lit. c) CRR wird eine Absicherung ohne Sicherheitsleistung nur anerkannt,
falls die Verträge nicht die nachfolgend untersuchten Klauseln enthalten, deren Einhaltung sich
dem direkten Einfluss der Bürgschaftsbanken entzieht.
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ca) Einseitiges Kündigungsrecht (Art. 213 Abs. 1 lit. c) Ziff. i) CRR

Gemäß Art. 213 Abs. 1 lit. c) Ziff. i) CRR ist eine Klausel schädlich, die den Rückbürgen ein ein-
seitiges Kündigungsrecht ermöglichen würde.
In den Rückbürgschaftserklärungen sindkeine Klauseln enthalten, die einseitige Kündigungsrechte
im Sinne des Art. 213 Abs. 1 lit. c) Ziff. i) CRR begründen.

cb) Erhöhung der tatsächlichen Kosten der Absicherung (Art. 213 Abs. 1 lit. c) Ziff. ii) CRR)

Gemäß Art. 213 Abs. 1 lit. c) Ziff. ii) CRR darf eine Rückbürgschaft keine Klausel enthalten, die
bei einer Verschlechterung der Kreditqualität der abgesicherten Forderung die tatsächlichen Kos-
ten der Absicherung erhöhen würde.
Die Rückbürgschaften enthalten nach dem Ergebnis dieser Prüfung keine schädlichen Klauseln im
Sinne des Art. 213 Abs. 1 lit. c) Ziff. ii) CRR.

cc) Zeitnahe Leistungspflicht (Art. 213 Abs. 1 lit. c) Ziff. iii) CRR)

Gemäß Art. 213 Abs. 1 lit. c) ist eine Klausel für eine Einstufung als Kreditrisikominderungstechnik
schädlich, die den Sicherungsgeber davon befreien würde, zeitnah zu zahlen (Art. 213 Abs. 1
lit. c) Ziff. iii) CRR).

Eine Klausel, durch die eine zeitnahe Zahlung i.S.d. Art.  213 Abs. 1 lit.  c)  Ziff.  iii)  CRR in Frage
gestellt ist, ist in den Rückbürgschaften nicht auszumachen, so dass den Anforderungen an eine
zeitnahe Zahlung entsprochen wird. Diese Ansicht wird durch die BaFin geteilt.

cd) Einseitige Verkürzung der Restlaufzeiten der Absicherung (Art. 213 Abs. 1 lit. c) Ziff.
iv) CRR)

Gemäß Art. 213 Abs. 1 lit. c) Ziff. iv) CRR ist eine Klausel einer Einstufung als Kreditrisikominde-
rungstechnik abträglich, die es den Rückbürgen einseitig ermöglichen würden, die Laufzeit der
Absicherung zu verkürzen.

Die Rückbürgschaftserklärungen enthalten keine schädlichen Klauseln im Sinne des Art. 213 Abs.
1 lit. c) Ziff. iv) CRR. Es wird ergänzend auf die Ausführungen zu Art. 213 Abs. 1 lit. c) Ziff. i) CRR
verwiesen (vgl. Abschnitt V.4.ca)).

ce) Ergebnis

Gesamtwürdigend enthalten die Rückbürgschaftserklärungen keine schädlichen Klauseln im
Sinne des Art. 213 Abs. 1 lit. c) CRR.
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d) Rechtswirksamkeit und Durchsetzbarkeit der Verträge (Art. 213 Abs. 1 lit. d),
Abs. 3 CRR)

Die Rückbürgschaftsverträge müssen gemäß Art. 213 Abs. 1 lit. d) CRR zum Zeitpunkt der Aus-
reichung der Bürgschaften in allen relevanten Rechtsräumen rechtswirksam und durchsetzbar
sein.

Das relevante Rechtsgebiet der Rückbürgschaften ist auf die Bundesrepublik Deutschland bzw.
das jeweilige Bundesland beschränkt. Insofern sind die allgemeinen Anforderungen des deutschen
Zivilrechts maßgeblich. Nach h.M. wird die Wirksamkeit der Rückbürgschaftsverträge insbeson-
dere an die Merkmale Form und Erklärungsinhalt geknüpft, 32 wobei insbesondere der Bestimm-
barkeitsgrundsatz zu beachten ist (vgl. auch Abschnitt V.4.b)).

Die Rückbürgschaftserklärungen der Länder und des Bundes, wie sie unter Ziff. II. 3. dieses Gut-
achtens aufgeführt sind, sind - in entsprechender Anwendung der Annahmen gemäß Ziff. IV. des
Gutachtens von Ebner Stolz vom 8. Juni 2018 („Legal Opinion“) - im Rechtsraum der Bundesre-
publik Deutschland wirksam und durchsetzbar.

Die Bürgschaftsbanken haben gemäß Art. 213 Abs. 3 CRR alle vertraglichen und gesetzlichen
Anforderungen zu erfüllen, die zur Durchsetzbarkeit der Rückbürgschaften notwendig sind und
sich durch ausreichende rechtliche Prüfungen von der Durchsetzbarkeit der Rückbürgschaften in
allen relevanten Rechtsräumen zu überzeugen. Um eine kontinuierliche Durchsetzbarkeit zu
gewährleisten, haben die Bürgschaftsbanken zudem diese Prüfungen im Bedarfsfall zu wieder-
holen.

Zur Sicherstellung der Einhaltung der in Ziff. II.3 und III. der Rückbürgschaftsurkunden vertraglich
definierten Voraussetzungen haben die Bürgschaftsbanken ein internes Überwachungssystem
etabliert, welches sich regelmäßig aus folgenden Bestandteilen zusammensetzt:

· Arbeitsanweisungen.
· Votierung der Bereiche Markt und Marktfolge; im nicht risikorelevanten Geschäft Inanspruch-

nahme der Öffnungsklausel für drittinitiierte Geschäfte (BTO 1.1. Nr. 4 MaRisk).
· Genehmigung durch Bürgschafts-  oder Bewilligungsausschüsse.
· Prüfungen durch die Interne Revision.

Daneben ist das Bürgschaftsgeschäft auch Bestandteil der jährlichen Abschlussprüfung.

Es wird davon ausgegangen, dass durch die etablierten Prozesse im Rahmen der Genehmigung
sowie der Ausfallabwicklung auf den Ebenen von Bund und Ländern einerseits und den Bürg-
schaftsbanken andererseits die Einhaltung der genannten Anforderungen sichergestellt ist.

32 Stellvertretend:  Michel in: Assies/Beule/Heise/Strube, Handbuch des Fachanwalts Bank- und Kapitalmarktrecht, 2. Auflage, 2010,
Kapitel 5, Rn. 125 ff.
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e) Risikomanagement (Art. 213 Abs. 2 CRR)

Gemäß Art. 213 Abs. 2 CRR haben die Bürgschaftsbanken den Aufsichtsbehörden nachzuweisen,
dass sie etwaige, sich durch den Einsatz der Rückbürgschaften ergebende Risikokonzentrationen
steuern können und wie ihre bei dem Einsatz dieser Kreditrisikominderungstechniken verfolgten
Strategien und ihr Management des Gesamtrisikoprofils zusammenwirken.

Da das Kerngeschäftsfeld der Bürgschaftsbanken das Bürgschaftsgeschäft ist, welches eng mit
den von Bund und Ländern eingeräumten Rückbürgschaften zusammenhängt, nehmen Rück-
bürgschaften regelmäßig eine zentrale Stelle in den Strategien und dem Risikomanagement der
Bürgschaftsbanken ein. Aufgrund des Geschäftsmodells der Bürgschaftsbanken bestehen natur-
gemäß Konzentrationsrisiken aufgrund der ausschließlichen Rückbürgschaften von Bund und
Land, die regelmäßig nicht zu steuern sind. Besonderer Strategien für den Einsatz der Kreditrisi-
kominderungstechnik unter Konzentration auf die beiden Rückbürgen bedarf es aufgrund deren
Bonität nicht.

Unter der Prämisse, dass die Erfüllung der Anforderungen des Art. 213 Abs. 2 CRR im Verantwor-
tungsbereich der Hausbanken liegt und zu dieser Frage eine Regulatorik aussteht, sind dessen
Voraussetzungen als erfüllt anzusehen.

f) Ergebnis

Durch die Rückbürgschaftserklärungen und durch die bekannten Prozesse der Bürgschaftsbanken
werden die Anforderungen des Art. 213 CRR erfüllt.

3. Erfüllung der Anforderungen des Art. 215 CRR

Gemäß Art. 215 CRR können Garantien nur als Absicherung ohne Sicherheitsleistung anerkannt
werden, falls sie - neben den Anforderungen des Art. 213 CRR - kumulativ auch folgende Be-
dingungen erfüllen:

a) Zeitnahe Zahlung gemäß Art. 215 Abs. 1 lit. a) i. V. m. Abs. 2 CRR

aa) Allgemeine Anforderungen

Gemäß Art. 215 Abs. 1 lit. a) CRR können die Rückbürgschaften nur als Kreditrisikominderungs-
technik anerkannt werden, falls sie nachfolgenden Anforderungen - wiederum kumulativ - erfül-
len. Es wird wg. des Vorliegens der tatbestandlichen Voraussetzungen des Art. 215 voll-
umfänglich auf die Ausführungen unter Ziff. IV. 5 verwiesen:

· Zeitnahe Inanspruchnahme des Garantiegebers (vgl. dazu auch Abschnitt VI.2.cc)).
· Inanspruchnahme des Garantiegebers für alle Zahlungen oder Herabsetzung der anerkannten

Garantie (vgl. dazu auch Abschnitt VI.3.c)).
· Keine Einrede der Vorausklage.
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Jedoch gelten gemäß Art. 215 Abs. 2 CRR bei den Rückbürgschaften von Bund und Ländern die
genannten Anforderungen als erfüllt, soweit die Bürgschaftsbanken das Recht besitzen, von den
Garantiegebern zeitnah eine vorläufige Zahlung zu erwirken, die die beiden folgenden Bedin-
gungen erfüllt:

· Ihre Höhe wird durch eine robuste Schätzung der Verluste ermittelt, die den Bürgschaftsbanken
entstehen dürften, wozu auch Verluste zählen, die durch die Einstellung von Zins- und sonsti-
gen Zahlungen, zu denen der Bürgschaftsnehmer verpflichtet ist, verursacht werden.

· Sie ist proportional zur Garantiedeckung.

Es ist durch die Absicherung sicherzustellen, dass für den Sicherungsnehmer keine Zusatzkos-
ten, d. h. keine höheren Kosten (bspw. in Form von Kosten einer zusätzlichen Kreditaufnahme,
Beitreibungskosten, Kosten für den Verlustnachweis) entstehen, als bei einer zeitnahen Zahlung
gemäß Art. 215 Abs. 1 lit. a) bzw. 213 Abs. 1 lit. c) iii) CRR.33

Die Rückbürgschaftserklärungen 2018 (z. B. Bayern: Abschnitt IV. Nr. 4. UAbs. 1 (Bund) bzw.
Abschnitt IV. Nr. 5 UAbs 1 (Bayern)) erfüllen die Anforderungen an eine zeitnahe Abschlagszah-
lung, da die Rückbürgen verpflichtet sind, bei Vorliegen der Zahlungsunfähigkeit des Kreditneh-
mers oder bei begründeter Mitteilung, dass trotz banküblichen Bemühens fällige und angemahnte
Forderungen nicht innerhalb von 3 Monaten beizutreiben sind, einen Betrag in Höhe des robust
geschätzten Verlustes zur Verfügung zu stellen. Durch den zuletzt genannten Tatbestand soll eine
Absicherung eines ggf. zunächst temporären Zahlungsausfalls gewährleistet werden, wie er in der
tatbestandlichen Definition der „Zahlungsversäumnis der Gegenpartei“ in Art. 215 Abs. 1 lit. a)
CRR zum Ausdruck kommt.

Diese tatbestandliche Definition entspricht unserer Meinung nach jener des Begriffes des „Siche-
rungsfalles“, wie er in den Nachträgen zu den Rückbürgschaftserklärungen 2013 verwendet wird.
Auch wenn die Rückbürgschaftserklärungen 2018 diesen Begriff nicht mehr aufgreifen, so kann
unseres Erachtens die diesbezüglich im Auslegungsschreiben des BMWi vom 28. Januar 201534 zu
den Nachträgen für die Rückbürgschaften 2013 vertretene Auffassung weiter zugrunde gelegt
werden. Sicherungsfall ist danach nicht der Ausfall des Kreditnehmers, da die Rückbürgen in die-
sem Fall ohnehin und spätestens zur Leistung verpflichtet sind. Der Sicherungsfall bzw. die Zah-
lungsversäumnis tritt demnach zeitlich früher als der Ausfall ein und soll die Bürgschaftsbank für
den ggf. nicht unerheblichen, gleichwohl von Zahlungsausfällen geprägten Zeitraum absichern,
der bis zur Feststellung der in den Rückbürgschaftserklärungen 2013 (z. B. Abschnitt IV. Nr. 1 der
Rückbürgschaftserklärung Bayern) als Ausfall definierten Voraussetzungen wie Zahlungsunfähig-
keit und Insolvenz, zu überbrücken ist. Frühester Zeitpunkt hierfür ist gemäß Auslegungsschreiben
des BMWi vom 28. Januar 2015 die Zahlungsunfähigkeit des Kredit- oder Beteiligungsnehmers
oder der Nachweis des Kreditgebers, dass trotz banküblichen Bemühens fällige und angemahnte
Forderungen voraussichtlich nicht innerhalb von 12 Monaten beizutreiben sind (z. B. Abschnitt IV.
Nr. 1 der Rückbürgschaftserklärung Bayern). Die Einrede der Vorausklage ist nicht Voraussetzung.

33 Vgl. im Folgenden Achtelik in: Boos/Fischer/Schulte-Mattler, KWG und CRR-VO, 5. Auflage, Band 2, Art. 213 CRR, Rn. 2 Weber/Sei-
fert/Schmid in: Luz u.a., KWG und CRR, 3. Auflage, Band 2, CRR Art. 215, Rn. 2 ff.
34 Vgl. Anlage 36.
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ab)Erfüllung der Anforderungen durch die Nachträge zu den Rückbürgschaftserklärun-
gen 2013

Durch die unter Ziff. IV. 3. dieses Gutachtens aufgeführten Nachträge zu den Rückbürgschafts-
erklärungen 2013 wurde eine entsprechende Regelung aufgenommen, so dass die Anforderun-
gen an eine zeitnahe Abschlagszahlung gem. Art. 215 Abs. 2 lit. a) CRR somit ebenfalls erfüllt
sind.

Das BMWi hat gemäß dem Auslegungsschreiben klargestellt, dass die Nachträge auch für vor
dem 1. Januar 2013 ausgereichte Bürgschaften Anwendung finden.35

Im Vergleich zu den Rückbürgschaftserklärungen 2018 sind die Voraussetzungen an das Vorliegen
des Sicherungsfalles bzw. der Zahlungsversäumnis bei Zahlungsausfällen insofern strenger, als in
den Rückbürgschaftserklärungen 2013 der begründete Nachweis, dass 12-monatige Beitrei-
bungsbemühungen voraussichtlich fruchtlos bleiben werden, erforderlich ist, während in den
Rückbürgschaften 2018 insoweit lediglich auf einen 3-Monatszeitraum abgestellt wird.

ac) Rückwirkende Anwendung des Anspruchs auf zeitnahe Abschlagzahlung aus den
Rückbürgschaftserklärungen 2018

Gemäß Rückbürgschaftserklärungen 2018 (z. B. Bayern: Abschnitt IV. Nr. 4. UAbs. 2 (Bund) bzw.
Abschnitt IV. Nr. 5 UAbs. 2 (Bayern)) erstreckt sich der Geltungsbereich des Anspruchs auf zeit-
nahe Abschlagszahlung „abweichend vom Geltungsbereich dieser Rückbürgschaftserklärung auf
alle bestehenden Rückbürgschaftserklärungen, die eine entsprechende Regelung nicht beinhal-
ten“. Da Bund und Länder nicht betreffend alle Bürgschaftsbanken einen Nachtrag, der einen
Anspruch auf zeitnahe Abschlagszahlung enthält, implementiert hatten, erstreckt sich die Rege-
lung mithin in jedem Fall auf diese Rückbürgschaftsverhältnisse.

Soweit die Rückbürgschaftsverhältnisse betroffen sind, für die ein entsprechender Nachtrag exis-
tiert, stellt sich die Frage, ob auch diese von der Erstreckungswirkung betroffen sein sollen oder
ob diese Nachträge als „entsprechende Regelung“ anzusehen sind, womit die Erstreckungswir-
kung ggf. entfallen würde. Die Frage muss für Zwecke dieses Gutachtens nicht abschließend ent-
schieden werden, da sowohl die in den Nachträgen zu den Rückbürgschaftserklärungen 2013
enthaltenen Klauseln, als auch die in den Rückbürgschaftserklärungen 2018 enthaltenen Klauseln
die Anforderungen an eine zeitnahe Zahlung gemäß Art. 215 Abs. 1 lit. a) i. V. m. Abs. 2 CRR
erfüllen, s. o. Vor dem Hintergrund, dass ein inhaltlicher Unterschied zwischen den Nachträgen
und der Rückbürgschaftserklärungen 2018 in Bezug auf die Voraussetzung der 3-monatigen Bei-
treibung besteht, wird diese Frage unseres Erachtens allerdings wohl zu verneinen sein. Sicherlich
mögen Bund und Länder vorrangig die Intention gehabt haben, die Zurverfügungstellung einer
zeitnahen Zahlung im Sicherungsfall im Grundsatz in alle Rückbürgschaftsverhältnisse zu imple-
mentieren, weshalb die konkrete Ausgestaltung auf der Voraussetzungsseite zweitrangig sein
mag. Im Sinne einer bundes- und ländereinheitlichen Regelung und bei getreuer

35 Vgl. Anlage 34.
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Wortlautauslegung wird man jedoch zum Ergebnis kommen können, dass der neue Wortlaut
nachträglich auf alle Bürgschaftsverhältnisse anzuwenden ist.

ad)Ergebnis

Gesamtwürdigend sind die Anforderungen des Art. 215 Abs. 2 lit. a) CRR erfüllt.

b) Ausdrücklich dokumentierte Verpflichtung (Art. 215 Abs. 1 lit. b) CRR)

Gemäß Art. 215 Abs. 1 lit. b) CRR müssen die Rückbürgschaften zwecks Anerkennung als aus-
drücklich dokumentierte, von den Rückbürgen eingegangene Verpflichtungen vorliegen.

Die Anforderungen an eine ausdrücklich dokumentierte Verpflichtung werden durch die vorlie-
genden Rückbürgschaften unter die Einbeziehung der Nachträge erfüllt.

c) Sicherung erstreckt sich auf alle Arten von Zahlungen oder Herabsetzung der aner-
kannten Garantie (Art. 215 Abs. 1 lit. c) Ziff. i) und ii) CRR)

Um anerkennungsfähig zu sein, haben sich die Rückbürgschaften auf alle Arten von Zahlungen
zu erstrecken (Art. 215 Abs. 1 lit. c) Ziff. i) CRR). Sind bestimmte Zahlungsarten von der Rückbürg-
schaft ausgenommen, haben die Bürgschaftsbanken den anerkannten Garantiebetrag entspre-
chend herabzusetzen (Art. 215 Abs. 1 lit. c) Ziff. ii) CRR).

Gemäß den ABB wird der Deckungsumfang der Bürgschaft institutsindividuell geregelt. Falls
von der Bürgschaft bspw. keine Nebenforderungen erfasst werden, kann für diese Nebenforde-
rungen auch nicht die Rückbürgschaft als Kreditrisikominderungstechnik herangezogen werden.
Ungeachtet dessen kann die Bürgschaft für die Hauptforderung „Kredit“ durch entsprechende
Herabsetzung des Garantiebetrags kreditrisikomindernd berücksichtigt werden

d) Ergebnis

Die Anforderungen des Art. 215 werden von den Rückbürgschaftserklärungen erfüllt.
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VII.Risikoverteilung

Für die gemäß Art. 193 Abs. 5 CRR notwendige Unterteilung der Risikopositionen ergeben sich
nach dem Ergebnis dieser gutachterlichen Stellungnahme folgende Risikogewichte:

· Der unverbürgte Teil ist mit dem Risikogewicht des Kreditnehmers zu gewichten.
· Der Teil, der durch Bürgschaften der Bürgschaftsbanken besichert ist, ohne rückverbürgt zu

sein, wird gemäß Art. 121 Abs. 1 i. V. m. Art. 119 Abs. 5 CRR mit einem Risikogewicht von
20 % belegt.

· Der sowohl durch Bürgschaften der Bürgschaftsbanken als auch durch Rückbürgschaften der
Rückbürgen besicherte Teil wird ein privilegiertes Risikogewicht von 0 % zugeordnet (vgl.
Art. 114 Abs. 4 CRR).

Bei einer typisierenden Risikoverteilung von 20 % Hausbank36, 24 % Bürgschaftsbank und 56 %
Rückbürgen37 bzw. von 20 % Hausbank, 28 % Bürgschaftsbank und 52 % Rückbürgen38 kommt
es zu einer Risikoentlastung der Eigenmittelanforderungen von rund 75 %39.

VIII. Zusammenfassung

Das Ergebnis der gutachterlichen Stellungnahme lautet thesenartig wie folgt:

· Bund und Ländern sowie die Bürgschaftsbanken sind mögliche Sicherheitensteller im Sinne des
Art. 201 CRR.

· Sowohl Erstbürgschaften als auch Rückbürgschaften fallen unter den Garantiebegriff des Art.
203 CRR und sind damit als Kreditrisikominderungstechnik grundsätzlich anwendbar.

· Sowohl Rückbürgschaften als auch die Erstbürgschaften erfüllen sowohl die allgemeinen
Anforderungen des Art. 213 CRR als auch die besonderen Anforderungen des Art. 215 CRR
an Garantien.

· Die Anforderungen des Art. 214 CRR werden sowohl durch die Erstbürgschaften als auch
durch die Rückbürgschaften von Bund und Ländern erfüllt.

· Damit können von den Hausbanken im Rahmen der gemäß Art. 193 Abs. 5 CRR notwen-digen
Unterteilung der Risikopositionen teilweise privilegierte Risikogewichte von 0 % und 20 % in
Anspruch genommen werden. Die Risikoentlastung der Eigenmittelanforderung beträgt bei
einer typisierenden Risikoverteilung rund 75 %.

36 Bei Annahme einer Eigenmittelhinterlegung gemäß Art. 122 Abs. 2 CRR von 100 %.
37 neue Bundesländer
38 alte Bundesländer
39 1,0 - (0,2 x 1,0 + 0,24 x 0,2 + 0,56 x 0,0) = 75,2 % für die neuen Bundesländer bzw. 1,0 - (0,2 x 1,0 + 0,28 x 0,2 + 0,52 x 0,0)

= 74,4 % für die alten Bundesländer.
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Anlage 1

Bürgschaftsbank

Baden-Württemberg

Bürgschaftsurkunde
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Anlage 2

Bürgschaftsbank

Bayern GmbH

Bürgschaftsurkunde
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Anlage 3

BBB Bürgschaftsbank

zu Berlin-Brandenburg

GmbH

Bürgschaftsurkunde

elektronische Kopie



elektronische Kopie



elektronische Kopie



elektronische Kopie



Anlage 4

Bürgschaftsbank

Brandenburg GmbH

Bürgschaftsurkunde
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Anlage 5

Bürgschaftsbank

Bremen GmbH

Bürgschaftserklärung
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Anlage 6

BG BürgschaftsGemein-

schaft Hamburg GmbH

Bürgschaftsurkunde
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Anlage 7

Bürgschaftsbank

Hessen GmbH

Bürgschaft
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Anlage 8

Bürgschaftsbank

Mecklenburg-

Vorpommern

GmbH

Bürgschaftsurkunde
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Anlage 9

Niedersächsiche

Bürgschaftsbank (NBB)

GmbH

Bürgschaftserklärung
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Anlage 10

Bürgschaftsbank

NRW GmbH

Bürgschaftserklärung
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Anlage 11

Bürgschaftsbank

Rheinland-Pfalz GmbH

Bürgschaftserklärung
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Anlage 12

Bürgschaftsbank

Saarland GmbH

Bürgschaftserklärung

elektronische Kopie



elektronische Kopie



elektronische Kopie



elektronische Kopie



elektronische Kopie



elektronische Kopie



Anlage 13

Bürgschaftsbank

Sachsen GmbH

Bürgschaftsurkunde
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elektronische Kopie



elektronische Kopie



Anlage 14

Bürgschaftsbank

Sachsen-Anhalt GmbH

Bürgschaftserklärung

elektronische Kopie



elektronische Kopie



elektronische Kopie



elektronische Kopie



elektronische Kopie



elektronische Kopie



Anlage 15

Bürgschaftsbank

Schleswig-Holstein

GmbH

Bürgschaftsurkunde

elektronische Kopie



elektronische Kopie



elektronische Kopie



elektronische Kopie



elektronische Kopie



elektronische Kopie



Anlage 16

Bürgschaftsbank

Thüringen GmbH

Bürgschaftsurkunde

elektronische Kopie



elektronische Kopie



elektronische Kopie



elektronische Kopie



elektronische Kopie



elektronische Kopie



elektronische Kopie



elektronische Kopie



elektronische Kopie



elektronische Kopie



elektronische Kopie



elektronische Kopie



Verzeichnis der Anlagen

In der elektronischen Kopie der gutachterlichen Stellungnahme sind zur Handhabbarkeit der
Dateigröße die nachstehend verzeichneten Anlagen 18 a bis 33 b nicht aufgenommen. Diese
können unter www.vdb-info.de/service abgerufen werden.

 Formular-Bezeichnung Anlage

Baden-

Württemberg

Land 1. Rückbürgschaftserklärung vom 21. Dezember 2012

2. 1. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung des Landes

vom 21. Dezember 2012 vom 12. November 2014

3. 2. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung des Landes

vom 21. Dezember 2012 vom 6. März 2015

4. Rückbürgschaftserklärung vom 4. Dezember 2017

18 a

Bund 1. Rückbürgschaftserklärung des Bundes vom

17. Dezember 2012

2. 1. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung G 5501-315

vom 17. Dezember 2012 vom 11. September 2012

3. 2. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung G 5501-315

vom 17. Dezember 2012 in der Fassung des Ersten

Nachtrages G55001-321 vom 11. September 2014 vom

3. Februar 2015

4. Rückbürgschaftserklärung des Bundes vom

13. Dezember 2017 - G 5501-330

18 b

elektronische Kopie



 Formular-Bezeichnung Anlage

Bayern Land 1. Rückbürgschaftserklärung vom 7. Januar 2013

2. 1. Nachtrag zu der Rückbürgschaftserklärung des

Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen vom

7. Januar 2013 vom 10. Oktober 2014

3. 2. Nachtrag zu der Rückbürgschaftserklärung des

Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen vom

7. Januar 2013 in der Fassung des Ersten Nachtra-

ges vom 10. Oktober 2014 vom 24. Februar 2015

4. 3. Nachtrag zu der Rückbürgschaftserklärung des

Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen vom

7. Januar 2013 in der Fassung des Zweiten Nach-

trages vom 24. Februar 2015 vom 8. Januar 2016

5. Rückbürgschaftserklärung vom 29. Dezember 2017

19 a

Bund 1. Rückbürgschaftserklärung des Bundes vom

17. Dezember 2012

2. 1. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung G 5522-

209 vom 17. Dezember 2012 vom 11. September

2014

3. 2. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung G 552-

209 vom 17. Dezember 2012 in der Fassung des

Ersten Nachtrages G 552-212 vom 11. September

2014 vom 3. Februar 2015

4. 3. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung G 552-

209 vom 17. Dezember 2012 in der Fassung des

Ersten Nachtrages G 552-213 vom 3. Februar 2015

vom 22. Dezember 2015

5. Rückbürgschaftserklärung des Bundes vom

13. Dezember 2017 G 5522-226

elektronische Kopie



 Formular-Bezeichnung Anlage

Berlin-

Brandenburg

Land 1. Rückbürgschaftserklärung des Landes vom

19. Februar 2013

2. 1. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung des Lan-

des Berlin vom 19. Februar 2013 vom 16. Januar

2015/28. Januar 2015

3. 2. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung des Lan-

des Berlin vom 19. Februar 2013 in der Fassung des

Ersten Nachtrages vom 15./28. Januar 2015 vom

24. März 2015/26. März 2015

4. 3. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung des Lan-

des Berlin vom 19. Februar 2013 in der Fassung des

Zweiten Nachtrages vom 24./26. März 2015 vom

19. Februar 2016/25. Februar 2016

5. Rückbürgschaftserklärung vom 6./12. Februar 2018

20 a

Bund 1. Rückbürgschaftserklärung des Bundes vom

17. Dezember 2012

2. 1. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung G 5565-

55 vom 17. Dezember 2012 vom 11. September

2014

3. 2. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung G 5565-

55 vom 17. Dezember 2012 in der Fassung des Ers-

ten Nachtrages G 5565-61 vom 11. September

2014 vom 3. Februar 2015

4. 3. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung G 5565-

55 vom 17. Dezember 2012 in der Zweiten Fassung

des 2. Nachtrages G 5565-63 vom 3. Februar 2015

vom 22. Dezember 2015

5. Rückbürgschaftserklärung des Bundes vom

13. Dezember 2017 G 5565-71

20 b

elektronische Kopie



 Formular-Bezeichnung Anlage

Brandenburg Land 1. Rückbürgschaftserklärung des Landes vom 31. Mai

2010/20. Mai 2010

2. Rückbürgschaftserklärung des Landes vom

27. Januar 2011/4. Januar 2011

3. Rückbürgschaftserklärung des Landes vom

27. Dezember 2011/29. Dezember 2011

4. Rückbürgschaftserklärung des Landes vom

14. Januar 2013/11. Januar 2013

5. Rückbürgschaftserklärung des Landes vom

11. Januar 2018/2. Januar 2018

21 a

Bund 1. Rückbürgschaftserklärung des Bundes vom

17. Dezember 2012

2. Rückbürgschaftserklärung des Bundes vom

13. Dezember 2017 G 5561-76

21 b

Bremen Land 1. Rückbürgschaftserklärung des Landes vom

28. Dezember 2012

2. Rückbürgschaftserklärung des Landes vom

29. Dezember 2017

22 a

Bund 1. Rückbürgschaftserklärung des Bundes vom

17. Dezember 2012

2. Rückbürgschaftserklärung des Bundes vom

13. Dezember 2017 G 5803-167

22 b

elektronische Kopie



 Formular-Bezeichnung Anlage

Hamburg Land 1. Rückbürgschaftserklärung des Landes vom

8. Januar 2013

2. 1. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung vom 08.

Januar 2013 vom 29. Oktober 2014

3. 2. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung vom

8.Januar 2013 in der Fassung des 1. Nachtrags vom

29.10.2014 vom 12. März 2015

4. 3. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung vom

8.01.2013 in der Fassung des 1. Nachtrag vom

29. Oktober 2014 und des 2. Nachtrags vom

12.03.2015 vom 3. Februar 2016

5. Rückbürgschaftserklärung des Landes vom

17. Januar 2018

23 a

Bund 1. Rückbürgschaftserklärung des Bundes vom

17. Dezember 2012

2. 1. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung G 5524-

250 vom 17. Dezember 2012 vom 11. September

2014

3. 2. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung G 5524-

250 vom 17. Dezember 2012 in der Fassung des

Ersten Nachtrags G 5524-255 vom 11.September

2014 vom 3. Februar 2015

4. 3. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung G 5524-

250 vom 17.Dezember 2012 in der Fassung des

2. Nachtrags G 5524-256 vom 3. Februar 2015

vom 22. Dezember 2015

5. Rückbürgschaftserklärung des Bundes vom

13. Dezember 2017 G 5524-268

23 b

elektronische Kopie



 Formular-Bezeichnung Anlage

Hessen Land 1. Rückbürgschaftserklärung des Landes vom

29. Januar 2013

2. 1. Nachtrag zur Rückgarantieerklärung des Landes

VV4561 A - RGE 2013-2017 - IV2 vom

17. Dezember 2012 vom 24. November 2014

3. 2. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung VV4561

A-RBE 2013-2017 vom 29. Januar 2013 in der Fas-

sung des Ersten Nachtrages vom 24. November

2014 vom 23. Februar 2015

4. 3. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung VV4561

A-RBE 2013-2017 vom 29. Januar 2013 in der Fas-

sung des 2. Nachtrages VV4561 A-RBE 2013-

2018/62 vom 23. Februar 2015 vom 13. Januar

2016

5. 4. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung VV4566

A-RBE 2013-2017 vom 29. Januar 2013 in der Fas-

sung des 3. Nachtrags vom 13. Januar 2016 vom

29. Mai 2017

6. Rückbürgschaftserklärung des Landes vom 5. März

2018 VV4561 A-05001-IV2/7

24 a

elektronische Kopie



Formular-Bezeichnung Anlage

Bund 1. Rückbürgschaftserklärung des Bundes vom

17. Dezember 2012

2. 1. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung G 5505-

288 vom 17. Dezember 2012 vom 11. September

2014

3. 2. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung G 5505-

288 vom 17. Dezember 2012 in der Fassung des

Ersten Nachtrages G 5505-293 vom 11. September

2014 vom 3. Februar 2015

4. 3. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung G 5505-

288 vom 17. Dezember 2012 in der Fassung des

Zweiten Nachtrags G 5505-294 vom 3. Februar

2015 vom 22. Dezember 2015

5. 4. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung G 5505-

288 vom 17. Dezember 2012 in der Fassung des

Dritten Nachtrages G 5505-297 vom 22. Dezember

2015 vom 12. April 2017

6. Rückbürgschaftserklärung des Bundes vom

13. Dezember 2017 G5505-303

24 b

elektronische Kopie



Formular-Bezeichnung Anlage

Mecklenburg-

Vorpommern

Land 1. Rückbürgschaftserklärung des Landes vom

8. Januar 2013

2. 1. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung des Lan-

des vom 8. Januar 2013 vom 2. Oktober 2014

3. 2. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung des Lan-

des vom 8. Januar 2013 in der Fassung des Ersten

Nachtrages des Landes vom 2. Oktober 2014 vom

16. Februar 2015

4. 3. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung des Lan-

des vom 8. Januar 2013 in der Fassung des Zweiten

Nachtrags vom 16. Februar 2015 vom 4. Januar

2016

5. Rückbürgschaftserklärung des Landes vom

11. Januar 2018

25 a

Bund 1. Rückbürgschaftserklärung des Bundes vom

17. Dezember 2012

2. 1. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung des

Bundes G5564-60 vom 17. Dezember 2012 vom

11. September 2014

3. 2. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung des

Bundes G5564-60 vom 17. Dezember 2012 in der

Fassung des Ersten Nachtrages G 5564-64 vom

11. September 2014 vom 3. Februar 2015

4. 3. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung des

Bundes G5564-60 vom 17. Dezember 2012 in der

Fassung des Zweiten Nachtrages G 5564-65 vom

3. Februar 2015 vom 22. Dezember 2015

5. Rückbürgschaftserklärung des Bundes vom

13. Dezember 2017 G5564-74

25 b

elektronische Kopie



Formular-Bezeichnung Anlage

Niedersachsen Land 1. Rückbürgschaftserklärung des Landes vom

24. Januar 2013

2. 1. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung des Lan-

des vom 24. Januar 2013 vom 30. September 2014

3. 2. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung des Lan-

des vom 24. Januar 2013 in der Fassung des Ersten

Nachtrages vom 30. September 2014 vom

18. Februar 2015

4. 3. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung des Lan-

des vom 24. Januar 2013 in der Fassung des

2. Nachtrages des Landes vom 18. Februar 2015

vom 18. Januar 2016

5. Rückbürgschaftserklärung des Landes vom

18. Januar 2018

26 a

Bund 1. Rückbürgschaftserklärung des Bundes vom

17. Dezember 2012

2. 1. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung G 5506-

335 vom 17. Dezember 2012 vom 11. September

2014

3. 2. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung G 5506-

335 vom 17. Dezember 2012 in der Fassung des

Ersten Nachtrages G 5506-340 vom 11. September

2014 vom 3. Februar 2015

4. 3. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung G 5506-

335 vom 17. Dezember 2012 in der Fassung des

2. Nachtrages G 5506-342 vom 3. Februar 2015

vom 22. Dezember 2015

5. Rückbürgschaftserklärung des Bundes vom

13. Dezember 2017 G 5506-350

26 b

elektronische Kopie



Formular-Bezeichnung Anlage

Nordrhein-

Westfalen

Land 1. Rückbürgschaftserklärung des Landes vom

18. April 2013 VV 4765-4-III A4

2. Rückbürgschaftserklärung des Landes vom

15. Januar 2014 VV 4765-4-III A4

3. 1. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung des Lan-

des vom 15. Januar 2014 VV 4765-4-III A4

4. Rückbürgschaftserklärung des Landes vom

9. Januar 2015 VV 4765-4-III A4

5. 1. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung des Lan-

des vom 9. Januar 2015 VV 4765-4-III A4

6. Rückbürgschaftserklärung des Landes vom

13. Januar 2016 VV 4765-4-III A4

7. Rückbürgschaftserklärung des Landes vom

21. Juli 2016 VV 4765-4-III A4

8. Rückbürgschaftserklärung des Landes vom

19. Januar 2017

9. Rückbürgschaftserklärung des Landes vom

1. Februar 2018 VV 4765-4-III A4

27 a

Bund 1. Rückbürgschaftserklärung des Bundes vom

17. Dezember 2012

2. 1. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung G 5507-

334 vom 17. Dezember 2012

3. 2. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung G 5507-

334 vom 17. Dezember 2012 in der Fassung des

Ersten Nachtrages G 5507-340 vom 11. September

2014 vom 3. Februar 2015

4. 3 Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung G 5507-

334 vom 17.12.2012 in der Fassung des 2. Nach-

trages G 5507-341 vom 03.02.2015 vom

22. Dezember 2015

5. Rückbürgschaftserklärung des Bundes vom

13. Dezember 2017 G5507-352

27 b

elektronische Kopie



Formular-Bezeichnung Anlage

Rheinland-

Pfalz

Land 1. Rückbürgschaftserklärung des Landes vom

5. Februar 2013

2. 1. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung des Lan-

des vom 5. Februar 2013 vom 11. November 2014

3. 2. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung vom

5. Februar 2013 in der Fassung des Ersten Nachtra-

ges vom 11. November 2014 vom 13. März 2015

4. 3. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung vom

5. Februar 2013 in der Fassung des Zweiten Nach-

trages vom 3. Februar 2015 vom 10. März 2016

5. Rückbürgschaftserklärung des Landes vom

12. Januar 2018

28 a

Bund 1. Rückbürgschaftserklärung des Bundes vom

17. Dezember 2012

2. 1. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung G 5808-

68 vom 17. Dezember 2012 vom 11. September

2012

3. 2. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung G 5808-

68 vom 17. Dezember 2012 in der Fassung des Ers-

ten Nachtrages G 5808-73 vom 11. September

2014 vom 3. Februar 2015

4. 3. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung G 5808-

68 vom 17. Dezember 2012 in der Fassung des

2. Nachtrags G 5808-74 vom 3. Februar 2015 vom

22. Dezember 2015

5. Rückbürgschaftserklärung des Bundes vom

13. Dezember 2017 G 5808-83

28 b

elektronische Kopie



Formular-Bezeichnung Anlage

Saarland Land 1. Rückbürgschaftserklärung des Landes vom

21. Februar 2013

2. 1. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung vom

21. Februar 2013 - Landesschuldbuch Nr. II-C-

2/2013 vom 11. Dezember 2014

3. Rückbürgschaftserklärung des Landes vom

20. Februar 2018

29 a

Bund 1. Rückbürgschaftserklärung des Bundes vom

17. Dezember 2012

2. 1. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung G 5530-

141 vom 17. Dezember 2012 vom 11. September

2014

3. Rückbürgschaftserklärung des Bundes vom

13. Dezember 2017 G 5530-154

29 b

Sachsen Land 1. Rückbürgschaftserklärung des Landes vom

14. Februar 2013

2. 1. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung vom

14. Februar 2013 vom 17. Oktober 2014

3. Rückbürgschaftserklärung des Landes vom

17. Januar 2018

30 a

Bund 1. Rückbürgschaftserklärung des Bundes vom

17. Dezember 2012

2. 1. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung G 5560-

62 vom 17. Dezember 2012 vom 11. September

2014

3. Rückbürgschaftserklärung des Bundes vom

13. Dezember 2017

30 b

elektronische Kopie



Formular-Bezeichnung Anlage

Sachsen-

Anhalt

Land 1. Rückbürgschaftserklärung des Landes vom

11 Januar 2013

2. 1. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung vom

11. Januar 2013 vom 1. Oktober 2014

3. 2. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung vom

11. Januar 2013 in der Fassung des Ersten Nachtra-

ges vom 1. Oktober 2014 vom 3. März 2015

4. 3. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung vom

11. Januar 2013 in der Fassung des Zweiten Nach-

trages vom 3. März 2015 vom 18. März 2016

5. Rückbürgschaftserklärung des Landes vom

9. Januar 2018

31 a

Bund 1. Rückbürgschaftserklärung des Bundes vom

17. Dezember 2012

2. 1. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung G 5563-

55 vom 17. Dezember 2012 vom 11. September

2014

3. 2. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung G 5563-

55 vom 17.12.2012 in der Fassung des Ersten

Nachtrages G 5563-60 vom 11.09.2014 vom

3. Februar 2015

4. 3. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung G 5563-

55 vom 17.12.2012 in der Fassung des Zweiten

Nachtrages G5563-61 vom 03.02.2015 vom

22. Dezember 2015

5. Rückbürgschaftserklärung des Bundes vom

13. Dezember 2017 G 5563-69

31 b

elektronische Kopie



Formular-Bezeichnung Anlage

Schleswig-

Holstein

Land 1. Rückbürgschaftserklärung des Landes von Januar

2013

2. 1. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung des Lan-

des BK-Nr. 3571 vom 25. Februar 2013 vom

26. November 2014

3. 2. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung des Lan-

des BK-Nr. 3571 vom 25. Februar 2013 vom

26. März 2015

4. 3. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung des Lan-

des BK-Nr. 3571 vom 25. Februar 2013 in der Fas-

sung des Zweiten Nachtrages vom 26. März 2015

vom 23. Februar 2016

5. Rückbürgschaftserklärung des Landes vom

19. Dezember 2017 BK-Nr. 3573

32 a

Bund 1. Rückbürgschaftserklärung des Bundes vom

17. Dezember 2012

2. 1. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung G 5509-

271 vom 17. Dezember 2012 vom 11. September

2014

3. 2. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung G 5509-

271 vom 17. Dezember 2012 in der Fassung des

Ersten Nachtrages G 5509-271 vom 11. September

2014 vom 3. Februar 2015

4. 3. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung G 5509-

271 vom 17. Dezember 2012 in der Fassung des

Zweiten Nachtrags G 5509-277 vom 3. Februar

2015 vom 22. Dezember 2015

5. Rückbürgschaftserklärung des Bundes vom

13. Dezember 2017 G 5509-285

32 b

elektronische Kopie



Formular-Bezeichnung Anlage

Thüringen Land 1. Rückbürgschaftserklärung des Landes vom

29. Januar 2013

2. 1. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung vom

29. Januar 2013 vom 22. Oktober 2014

3. 2. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung vom

29. Januar 2013 in der Fassung des Ersten Nachtra-

ges vom 22. Oktober 2014 vom 24. Februar 2015

4. 3. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung vom

29. Januar 2013 in der Fassung des zweiten Nach-

trages vom 24. Februar 2015 vom 15. Januar 2016

5. Rückbürgschaftserklärung des Landes vom

29. Januar 2018

33 a

Bund 1. Rückbürgschaftserklärung des Bundes vom

17. Dezember 2012

2. 1. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung G 5562-

61 vom 17. Dezember 2012 vom 11. September

2014

3. 2. Nachtrag zur Rückbürgschaftserklärung G 5562-

61 vom 17. Dezember 2012 in der Fassung des Ers-

ten Nachtrages G 5562-66 vom 11. September

2014 vom 3. Februar 2015

4. 3. Nachtrag Rückbürgschaftserklärung G 5562-61

vom 17. Dezember 2012 in der Fassung des Zwei-

ten Nachtrages G 5562-67 vom 3. Februar2015

vom 22. Dezember 2015

5. Rückbürgschaftserklärung des Bundes vom

13. Dezember 2017 G 5562-83

33 b

elektronische Kopie



elektronische Kopie



Anlage 34 

 
 

Schreiben der BaFin  

vom 15. Dezember 2015 
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